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Nachstehend wird die vom Vergabe- und Vertragsausschuss für Lieferungen und Leistungen 
(DVAL) beschlossene Neufassung der VOL Teil A (vormals: Verdingungsordnung für Leistun-
gen   Teil A) bekannt gegeben, ist aber von den öffentlichen Auftraggebern noch nicht anzuwen-
den. 
 
Sie ersetzt die VOL Teil A (VOL/A) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. April 2006 
(BAnz. Nr. 100a vom 30. Mai 2006) und der Berichtigung der Bekanntmachung vom 7. Juni 
2006 (BAnz. S. 4368). 
 
Die Regelungen des Abschnitts 1 der VOL/A gelten für Vergaben öffentlicher Auftraggeber bei 
Liefer- und Dienstleistungsaufträgen unterhalb der Schwellenwerte gemäß § 100 Absatz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Die Verpflichtung zur Anwendung des 
Abschnitts 1 der VOL/A ergibt sich aus der Bundeshaushaltsordnung, den Landeshaushalts- oder 
Gemeindehaushaltsordnungen. 
 
Die Anwendung des Abschnitts 2 der VOL/A wird durch eine entsprechende Verweisung in der 
Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverordnung) verbindlich vorge-
schrieben. Die Änderung der Vergabeverordnung wird gegenwärtig von der Bundesregierung 
vorbereitet. 
 
Aufgrund der Verordnung zur Neuregelung der für die Vergabe von Aufträgen im Bereich des 
Verkehrs, der Trinkwasserversorgung und der Energieversorgung anzuwendenden Regeln vom 
23. September 2009 (BGBl. S. 3110) entfallen die bisherigen Abschnitte 3 und 4. 
 
Die Neufassung der VOL/A dient in Ergänzung des Gesetzes zur Modernisierung des Vergabe-
rechts vom 20. April 2009 (BGBl. S. 790) im Vierten Teil des GWB der weiteren Umsetzung des 
Beschlusses der Bundesregierung über Schwerpunkte zur Vereinfachung des Vergaberechts im 
bestehenden System vom 28. Juni 2006. 
 
Insbesondere wurde die bisherige Struktur von Basis- und a-Paragraphen bei Vergaben ab den 
EU-Schwellenwerten aufgegeben. Die Bestimmungen der Abschnitte 1 und 2 sind nunmehr in 
sich geschlossen und gelten für Vergaben unterhalb der EU-Schwellenwerte (Abschnitt 1) und 
für Vergaben ab der EU-Schwellenwerte (Abschnitt 2) jeweils für sich. 
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Des Weiteren wurden folgende zusätzlichen ex-ante- und ex-post-Transparenzpflichten in die 
VOL/A aufgenommen: 
Nationale Bekanntmachungen (ex-ante) in Internetportalen müssen zentral über die Suchfunktion 
des Internetportals www.bund.de ermittelbar sein; 
- in zwei Ausnahmefällen der Beschränkten Ausschreibung sind stets öffentliche Teilnahme-

wettbewerbe durchzuführen; 
- Verpflichtung der Auftraggeber, über jeden vergebenen Auftrag ab 25000 Euro ohne Umsatz-

steuer nach Beschränkten Ausschreibungen und Freihändigen ohne Teilnahmewettbewerb für 
die Dauer von drei Monaten über bestimmte Mindestangaben zu informieren (ex-post). 

Um überzogene Nachweisforderungen der Auftraggeber einzudämmen, wurden verschärfte Be-
gründungspflichten für die Forderung von Eignungsnachweisen, die über Eigenerklärungen der 
Unternehmen hinausgehen, eingeführt. Damit wird ein wesentlicher Beitrag zur Senkung der Bü-
rokratiekosten in den Unternehmen geleistet. 
In Ergänzung zur Definition nach § 101 Absatz 6 Satz 2 GWB wurde das dynamische elektroni-
sche Verfahren in der VOL/A umgesetzt und ist damit künftig zulässig. Auf eine Umsetzung der 
elektronischen Auktion nach § 101 Absatz 6 Satz 1 GWB hat der DVAL aus mittelstandspoliti-
schen Gründen verzichtet. 
Zur Verdeutlichung neuer Regelungen wurden die Erläuterungen zur VOL/A (Anhang IV) aktua-
lisiert. 
Zur Wahrung der einheitlichen Geltung der Neufassung der VOL/A soll erst zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Änderung der Vergabeverordnung auch die Anwendung des Abschnitts 1 der 
VOL/A vorgeschrieben werden. In diesem Zusammenhang können zur Wahrung der Rechtssi-
cherheit bis zu drei Monaten nach Inkrafttreten der Vergabeverordnung begonnene elektronische 
Vergabeverfahren nach dem Recht, welches vor Inkrafttreten der Vergabeverordnung galt, been-
det werden. 
 
Berlin, den 20. November 2009 
 
I B 3 - 26 50 00/21 
 

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
 

Im Auftrag 
 

Dr. Bettina W al d m a n n 
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VOL Teil A 

Allgemeine Bestimmungen 
für die Vergabe von Leistungen 

(VOL/A) 

Abschnitt 1: Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen 

§ 1 Anwendungsbereich 
Die folgenden Regeln gelten für die Vergabe von öffentlichen Aufträgen über Leistungen (Liefe-
rungen und Dienstleistungen). Sie gelten nicht 
- für Bauleistungen, die unter die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 

- VOB – fallen und 

- für Leistungen, die im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit1 erbracht oder im Wettbewerb 
mit freiberuflich Tätigen angeboten werden,. Die Bestimmungen der Haushaltsordnungen blei-
ben unberührt. 

§ 2 Grundsätze 
(1) Aufträge werden in der Regel im Wettbewerb und im Wege transparenter Vergabeverfah-

ren an fachkundige, leistungsfähige und zuverlässige (geeignete) Unternehmen zu ange-
messenen Preisen vergeben. Dabei darf kein Unternehmen diskriminiert werden. 

(2) Leistungen sind in der Menge aufgeteilt (Teillose) und getrennt nach Art oder Fachgebiet 
(Fachlose) zu vergeben. Bei der Vergabe kann auf eine Aufteilung oder Trennung ver-
zichtet werden, wenn wirtschaftliche oder technische Gründen dies erfordern. 

(3) Die Durchführung von Vergabeverfahren lediglich zur Markterkundung und zum Zwecke 
von Ertragsberechnungen ist unzulässig. 

(4) Bei der Vergabe sind die Vorschriften über die Preise bei öffentlichen Aufträgen zu be-
achten.2 

§ 3 Arten der Vergabe 
(1) Öffentliche Ausschreibungen sind Verfahren, in denen eine unbeschränkte Anzahl von 

Unternehmen öffentlich zur Abgabe von Angeboten aufgefordert wird. Bei Beschränkten 
Ausschreibungen wird in der Regel öffentlich zur Teilnahme (Teilnahmewettbewerb), aus 
dem Bewerberkreis sodann eine beschränkte Anzahl von Unternehmen zur Angebotsab-
gabe aufgefordert. Freihändige Vergaben sind Verfahren, bei denen sich die Auftraggeber 
mit oder auch ohne Teilnahmewettbewerb grundsätzlich an mehrere ausgewählte Unter-
nehmen wenden, um mit einem oder mehreren über die Auftragsbedingungen zu verhan-

                                          
1 vgl. § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG: 
(1) Einkünfte aus selbständiger Arbeit sind: 
1. Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit. Zu der freiberuflichen Tätigkeit gehören die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, künstlerische, 
schriftstellerische, unterrichtende oder erzieherische Tätigkeit, die selbständige Berufstätigkeit der Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Rechtsanwälte, 
Notare, Patentanwälte, Vermessungsingenieure, Ingenieure, Architekten, Handelschemiker, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, beratenden Volks- 
und Betriebswirte, vereidigten Buchprüfer (vereidigten Bücherrevisoren), Steuerbevollmächtigten, Heilpraktiker, Dentisten, Krankengymnasten, 
Journalisten, Bildberichterstatter, Dolmetscher, Übersetzer, Lotsen und ähnlicher Berufe. Ein Angehöriger eines freien Berufs im Sinne der Sätze 
1 und 2 ist auch dann freiberuflich tätig, wenn er sich der Mithilfe fachlich vorgebildeter Arbeitskräfte bedient; Voraussetzung ist, dass er auf 
Grund eigener Fachkenntnisse leitend und eigenverantwortlich tätig wird. Eine Vertretung im Fall vorübergehender Verhinderung steht der An-
nahme einer leitenden und eigenverantwortlichen Tätigkeit nicht entgegen; ... 
2 Verordnung PR Nr. 30/53 über die Preise bei öffentlichen Aufträgen vom 21. November 1953 (BAnz. Nr. 244 vom 
18. Dezember 1953), zuletzt geändert durch Verordnung PR Nr. 1/86 vom 15. April 1986 (BGBl. I S. 435 und BAnz. S. 5046) und 
Verordnung PR Nr. 1/89 vom 13. Juni 1989 (BGBl. I S. 1094 und BAnz. S. 3042) 
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deln. Bei Beschränkten Ausschreibungen und Freihändigen Vergaben sollen mehrere – 
grundsätzlich mindestens drei – Bewerber zur Angebotsabgabe aufgefordert werden. 

(2) Die Vergabe von Aufträgen erfolgt in Öffentlicher Ausschreibung. In begründeten Aus-
nahmefällen ist eine Beschränkte Ausschreibung oder eine Freihändige Vergabe zulässig. 

(3) Eine Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb ist zulässig, wenn  
a) die Leistung nach ihrer Eigenart nur von einem beschränkten Kreis von Unternehmen 

in geeigneter Weise ausgeführt wenn kann, besonders wenn außergewöhnliche Eig-
nung (§ 2 Abs. 1 Satz 1) erforderlich ist, 

b) eine Öffentliche Ausschreibung aus anderen Gründen (z.B. Dringlichkeit, Geheimhal-
tung) unzweckmäßig ist. 

(4) Eine Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb ist zulässig, wenn 
a) eine Öffentliche Ausschreibung kein wirtschaftliches Ergebnis gehabt hat, 
b) die Öffentliche Ausschreibung für den Auftraggeber oder die Bewerber einen Auf-

wand verursachen würde, der zu dem erreichten Vorteil oder dem Wert der Leistung 
im Missverhältnis stehen würde. 

(5) Eine Freihändige Vergabe ist zulässig, wenn 
a) nach Aufhebung einer Öffentlichen oder Beschränkten Ausschreibung eine Wiederho-

lung kein wirtschaftliches Ergebnis verspricht, 
b) im Anschluss an Entwicklungsleistungen Aufträge in angemessenem Umfang und für 

angemessene Zeit an Unternehmen, die an der Entwicklung beteiligt waren, vergeben 
werden müssen, 

c) es sich um die Lieferung von Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen zur Er-
füllung wissenschaftlich-technischer Fachaufgaben auf dem Gebiet von Forschung, 
Entwicklung und Untersuchung handelt, die nicht der Aufrechterhaltung des allge-
meinen Dienstbetriebs und der Infrastruktur einer Dienststelle des Auftraggebers die-
nen, 

d) bei geringfügigen Nachbestellungen im Anschluss an einen bestehenden Vertrag kein 
höherer Preis als für die ursprüngliche Leistung erwartet wird, und die Nachbestellun-
gen insgesamt 20 vom Hundert des Wertes der ursprünglichen Leistung nicht über-
schreiten, 

e) Ersatzteile oder Zubehörstücke zu Maschinen und Geräten vom Lieferanten der ur-
sprünglichen Leistung beschafft werden sollen und diese Stücke in brauchbarer Aus-
führung von anderen Unternehmen nicht oder nicht unter wirtschaftlichen Bedingun-
gen bezogen werden können, 

f) es aus Gründen der Geheimhaltung erforderlich ist, 
g) die Leistung aufgrund von Umständen, die die Auftraggeber nicht voraussehen konn-

ten, besonders dringlich ist und die Gründe für die besondere Dringlichkeit nicht dem 
Verhalten der Auftraggeber zuzuschreiben sind, 

h) die Leistung nach Art und Umfang vor der Vergabe nicht so eindeutig und erschöp-
fend beschrieben werden kann, dass hinreichend vergleichbare Angebote erwartet 
werden können, 

i) sie durch Ausführungsbestimmungen von einem Bundesminister – gegebenenfalls 
Landesminister – bis zu einem bestimmten Höchstwert zugelassen ist, 

j) Aufträge ausschließlich an Werkstätten für behinderte Menschen vergeben werden 
sollen, 

k) Aufträge ausschließlich an Justizvollzugsanstalten vergeben werden sollen,  
l) für die Leistung aus besonderen Gründen nur ein Unternehmen in Betracht kommt. 
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(6) Leistungen bis zu einem voraussichtlichen Auftragswert von 500,-- Euro (ohne Umsatz-
steuer) können unter Berücksichtigung der Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit ohne ein Vergabeverfahren beschafft werden (Direktkauf). 

§ 4 Rahmenvereinbarungen 
(1) Rahmenvereinbarungen sind Aufträge, die ein oder mehrere Auftraggeber an ein oder 

mehrere Unternehmen vergeben können, um die Bedingungen für Einzelaufträge, die 
während eines bestimmten Zeitraumes vergeben werden sollen, festzulegen, insbesondere 
über den in Aussicht genommenen Preis. Das in Aussicht genommene Auftragsvolumen 
ist so genau wie möglich zu ermitteln und bekannt zu geben, braucht aber nicht abschlie-
ßend festgelegt zu werden. Die Auftraggeber dürfen für dieselbe Leistung nicht mehrere 
Rahmenvereinbarungen abschließen. Die Laufzeit darf vier Jahre nicht überschreiten, es 
sei denn der Auftragsgegenstand oder andere besondere Umstände rechtfertigen eine 
Ausnahme. 

(2) Die Erteilung von Einzelaufträgen ist nur zulässig zwischen den Auftraggebern, die ihren 
voraussichtlichen Bedarf für das Vergabeverfahren gemeldet haben und den Unterneh-
men, mit denen Rahmenvereinbarungen abgeschlossen wurden. 

§ 5 Dynamische elektronische Verfahren 
(1) Die Auftraggeber können für die Vergabe von Aufträgen ein dynamisches elektronisches 

Verfahren einrichten. Ein dynamisch elektronisches Verfahren ist ein zeitlich befristetes 
ausschließlich elektronisches offenes Vergabeverfahren zur Beschaffung marktüblicher 
Leistungen, bei denen die allgemein auf dem Markt verfügbaren Spezifikationen den An-
forderungen des Auftraggebers genügen. Die Auftraggeber verwenden bei der Einrich-
tung des dynamischen elektronischen Verfahrens und bei der Vergabe der Aufträge dabei 
ausschließlich elektronische Mittel gemäß § 11 Absatz 2 und 3 und § 13 Abs. 1 und 2. Sie 
haben dieses Verfahren als offenes Vergabeverfahren unter Einhaltung der Vorschriften 
der Öffentlichen Ausschreibung in allen Phasen von der Einrichtung bis zur Vergabe des 
zu vergebenden Auftrags durchzuführen. Alle Unternehmen, die die Eignungskriterien er-
füllen und ein erstes vorläufiges Angebot im Einklang mit den Vergabeunterlagen und 
den etwaigen zusätzlichen Dokumenten vorgelegt haben, werden zur Teilnahme zugelas-
sen. Die Unternehmen können jederzeit ihre vorläufigen Angebote nachbessern, sofern 
die Angebote mit den Vergabeunterlagen vereinbar bleiben. 

(2) Beim dynamischen elektronischen Verfahren ist Folgendes einzuhalten: 
a) In der Bekanntmachung wird angegeben, dass es sich um ein dynamisches elektroni-

sches Verfahren handelt. 
b) In den Vergabeunterlagen sind insbesondere der Gegenstand der beabsichtigten Be-

schaffungen sowie alle erforderlichen Informationen zum dynamischen elektronischen 
Verfahren, zur verwendeten elektronischen Ausrüstung des Auftraggebers, zu den Da-
tenformaten und zu den technischen Vorkehrungen und Merkmalen der elektronischen 
Verbindung zu präzisieren. 

c) Es ist auf elektronischem Wege ab dem Zeitpunkt der Veröffentlichung der Bekannt-
machung und bis zur Beendigung des dynamischen elektronischen Verfahrens ein 
freier, unmittelbarer und uneingeschränkter Zugang zu den Vergabeunterlagen und 
den zusätzlichen Dokumenten zu gewähren und in der Bekanntmachung die Internet-
Adresse anzugeben, unter der diese Dokumente abgerufen werden können. 
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d) Die Auftraggeber ermöglichen während der gesamten Laufzeit des dynamischen e-
lektronischen Verfahrens jedem Unternehmen, ein vorläufiges Angebot zu unterbrei-
ten, um zur Teilnahme am dynamischen elektronischen Verfahren zugelassen zu wer-
den. Sie prüfen dieses Angebot innerhalb einer angemessenen Frist.Die Auftraggeber 
unterrichten das Unternehmen unverzüglich darüber, ob das Unternehmen zur Teil-
nahme am dynamischen elektronischen Verfahren zugelassen ist oder sein vorläufiges 
Angebot abgelehnt wurde. 

e) Die Auftraggeber fordern alle zugelassenen Unternehmen auf, endgültige Angebote 
für die zu vergebenden Aufträge einzureichen. Für die Einreichung der Angebote le-
gen sie eine angemessene Frist fest. Sie vergeben den Auftrag an das Unternehmen, 
das nach den in der Bekanntmachung für die Einrichtung des dynamischen elektroni-
schen Verfahrens aufgestellten Zuschlagskriterien das wirtschaftlichste Angebot vor-
gelegt hat. Die Zuschlagskriterien können in der Aufforderung zur Abgabe eines end-
gültigen Angebots präzisiert werden. 

f) Die Laufzeit eines dynamischen elektronischen Verfahrens darf grundsätzlich vier 
Jahre nicht überschreiten. Eine Überschreitung der Laufzeit ist nur in besonders zu 
begründenden Fällen zulässig. 

(3) Eine Entscheidung der Auftraggeber, auf ein eingeleitetes dynamisches elektronisches 
Verfahren zu verzichten, ist den zugelassenen Unternehmen unverzüglich mitzuteilen. 

§ 6 Teilnehmer am Wettbewerb 
(1) Bewerber- und Bietergemeinschaften sind wie Einzelbewerber und -bieter zu behandeln. 

Für den Fall der Auftragserteilung können die Auftraggeber verlangen, dass eine Bieter-
gemeinschaft eine bestimmte Rechtsform annimmt, sofern dies für die ordnungsgemäße 
Durchführung des Auftrages notwendig ist. 

(2) Von den Bewerbern und Bietern dürfen Entgelte für die Durchführung der Vergabever-
fahren nicht erhoben werden. 

(3) Von den Unternehmen dürfen zum Nachweis ihrer Fachkunde, Leistungsfähigkeit und 
Zuverlässigkeit (Eignung) nur Unterlagen und Angaben gefordert werden, die durch den 
Gegenstand des Auftrags gerechtfertigt sind. Grundsätzlich sind Eigenerklärungen zu ver-
langen. Die Forderung von anderen Nachweisen als Eigenerklärungen haben die Auftrag-
geber in der Dokumentation zu begründen. 

(4) Die Auftraggeber können Eignungsnachweise, die durch Präqualifizierungsverfahren er-
worben werden, zulassen. 

(5) Von der Teilnahme am Wettbewerb können Bewerber ausgeschlossen werden, 
a) über deren Vermögen das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches 

Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse 
abgelehnt worden ist, 

b) die sich in Liquidation befinden, 
c) die nachweislich eine schwere Verfehlung begangen haben, die ihre Zuverlässigkeit 

als Bewerber in Frage stellt, 
d) die ihre Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur 

gesetzlichen Sozialversicherung nicht ordnungsgemäß erfüllt haben, 
e) die im Vergabeverfahren unzutreffende Erklärungen in Bezug auf ihre Eignung abge-

geben haben. 
(6) Hat ein Bieter oder Bewerber vor Einleitung des Vergabeverfahrens den Auftraggeber be-

raten oder sonst unterstützt, so hat der Auftraggeber sicherzustellen, dass der Wettbewerb 
durch die Teilnahme des Bieters oder Bewerbers nicht verfälscht wird. 
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(7) Justizvollzugsanstalten sind zum Wettbewerb mit gewerblichen Unternehmen nicht zuzu-
lassen. 

§ 7 Leistungsbeschreibung 
(1) Die Leistung ist eindeutig und erschöpfend zu beschreiben, so dass alle Bewerber die Be-

schreibung im gleichen Sinne verstehen müssen und dass miteinander vergleichbare An-
gebote zu erwarten sind (Leistungsbeschreibung). 

(2) Die Leistung oder Teile derselben sollen durch verkehrsübliche Bezeichnungen nach Art, 
Beschaffenheit und Umfang hinreichend genau beschrieben werden. Andernfalls können 
sie 
a) durch eine Darstellung ihres Zweckes, ihrer Funktion sowie der an sie gestellten sons-

tigen Anforderungen, 
b) in ihren wesentlichen Merkmalen und konstruktiven Einzelheiten oder 
c) durch Verbindung der Beschreibungsarten, beschrieben werden. 

(3) Bestimmte Erzeugnisse oder Verfahren sowie bestimmte Ursprungsorte und Bezugsquel-
len dürfen nur dann ausdrücklich vorgeschrieben werden, wenn dies durch die Art der zu 
vergebenden Leistung gerechtfertigt ist. 

(4) Bezeichnungen für bestimmte Erzeugnisse oder Verfahren (z. B. Markennamen) dürfen 
ausnahmsweise, jedoch nur mit dem Zusatz "oder gleichwertiger Art", verwendet werden, 
wenn eine hinreichend genaue Beschreibung durch verkehrsübliche Bezeichnungen nicht 
möglich ist. Der Zusatz „oder gleichwertiger Art“ kann entfallen, wenn ein sachlicher 
Grund die Produktvorgabe rechtfertigt. Ein solcher Grund liegt dann vor, wenn die Auf-
traggeber Erzeugnisse oder Verfahren mit unterschiedlichen Merkmalen zu bereits bei ih-
nen vorhandenen Erzeugnissen oder Verfahren beschaffen müssten und dies mit unver-
hältnismäßig hohem finanziellen Aufwand oder unverhältnismäßigen Schwierigkeiten bei 
Integration, Gebrauch, Betrieb oder Wartung verbunden wäre. Die Gründe sind zu doku-
mentieren. 

§ 8 Vergabeunterlagen 
(1) Die Vergabeunterlagen umfassen alle Angaben, die erforderlich sind, um eine Entschei-

dung zur Teilnahme am Vergabeverfahren oder zur Angebotsabgabe zu ermöglichen. Sie 
bestehen in der Regel aus 
a) dem Anschreiben (Aufforderung zur Angebotsabgabe oder Begleitschreiben für die 

Abgabe der angeforderten Unterlagen), 
b) der Beschreibung der Einzelheiten der Durchführung des Verfahrens (Bewerbungsbe-

dingungen), einschließlich der Angabe der Zuschlagskriterien, sofern nicht in der Be-
kanntmachung bereits genannt und, 

c) den Vertragsunterlagen, die aus Leistungsbeschreibung und Vertragsbedingungen be-
stehen. 

(2) Bei Öffentlicher Ausschreibung darf bei direkter oder postalischer Übermittlung für die 
Vervielfältigung der Vergabeunterlagen Kostenersatz gefordert werden. Die Höhe des 
Kostenersatzes ist in der Bekanntmachung anzugeben. 

(3) Sofern die Auftraggeber Nachweise verlangen, haben sie diese in einer abschließenden 
Liste zusammenzustellen. 

(4) Die Auftraggeber können Nebenangebote zulassen. Fehlt eine entsprechende Angabe in 
der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen, sind keine Nebenangebote zugelassen. 
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§ 9 Vertragsbedingungen 
(1) Die Allgemeinen Vertragsbedingungen (VOL/B) sind grundsätzlich zum Vertragsgegens-

tand zu machen. Zusätzliche Allgemeine Vertragsbedingungen dürfen der VOL/B nicht 
widersprechen. Für die Erfordernisse einer Gruppe gleichgelagerter Einzelfälle können 
Ergänzende Vertragsbedingungen Abweichungen von der VOL/B vorsehen. 

(2) Vertragsstrafen sollen nur für die Überschreitung von Ausführungsfristen vereinbart wer-
den, wenn die Überschreitung erhebliche Nachteile verursachen kann. Die Strafe ist in 
angemessenen Grenzen zu halten. 

(3) Andere Verjährungsfristen als nach § 14 VOL/B sind nur vorzusehen, wenn dies nach der 
Eigenart der Leistung erforderlich ist. 

(4) Auf Sicherheitsleistungen soll ganz oder teilweise verzichtet werden, es sei denn, sie er-
scheinen ausnahmsweise für die sach- und fristgemäße Durchführung der verlangten Leis-
tung notwendig. Die Sicherheit für die Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen aus dem 
Vertrag soll 5 vom Hundert der Auftragssumme nicht überschreiten. 

§ 10 Fristen 
(1) Für die Bearbeitung und Abgabe der Teilnahmeanträge und der Angebote sowie für die 

Geltung der Angebote sind ausreichende Fristen (Teilnahme-, Angebots und Bindefristen) 
vorzusehen. 

(2) Bis zum Ablauf der Angebotsfrist können Angebote in allen für deren Einreichung vorge-
sehenen Formen zurückgezogen werden. 

§ 11 Grundsätze der Informationsübermittlung 
(1) Die Auftraggeber geben in der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen an, ob In-

formationen auf dem Postweg, mittels Telekopie, direkt, elektronisch oder durch eine 
Kombination dieser Kommunikationsmittel übermittelt werden. 

(2) Das für die elektronische Übermittlung gewählte Netz muss allgemein verfügbar sein und 
darf den Zugang der Bewerber oder Bieter zu den Vergabeverfahren nicht beschränken. 
Die dafür zu verwendenden Programme und ihre technischen Merkmale müssen 

- allgemein zugänglich, 

- kompatibel mit allgemein verbreiteten Erzeugnissen der Informations- und Kom-

munikationstechnologie und 

- nichtdiskriminierend 

sein. 

(3) Die Auftraggeber haben dafür Sorge zu tragen, dass den interessierten Unternehmen die 
Informationen über die Anforderungen an die Geräte, die für die elektronische Übermitt-
lung der Anträge auf Teilnahme und der Angebote erforderlich sind, einschließlich Ver-
schlüsselung zugänglich sind. 

§ 12 Bekanntmachung, Versand von Vergabeunterlagen 
(1) Öffentliche Ausschreibungen, Beschränkte Ausschreibungen mit Teilnahmewettbewerb 

und Freihändige Vergaben mit Teilnahmewettbewerb sind in Tageszeitungen, amtlichen 
Veröffentlichungsblättern, Fachzeitschriften oder Internetportalen bekannt zu machen. 
Bekanntmachungen in Internetportalen müssen zentral über die Suchfunktion des Inter-
netportals www.bund.de ermittelt werden können. 
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(2) Aus der Bekanntmachung müssen alle Angaben für eine Entscheidung zur Teilnahme am 
Vergabeverfahren oder zur Angebotsabgabe ersichtlich sein. Sie enthält mindestens: 
a) die Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsabgabe auffordernden Stelle, der 

den Zuschlag erteilenden Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teilnah-
meanträge einzureichen sind, 

b) die Art der Vergabe, 
c) die Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzureichen sind, 
d) Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leistungserbringung, 
e) gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art der einzelnen Lose, 
f) gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten, 
g) etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist, 
h) die Bezeichnung und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen abgibt oder 

bei der sie eingesehen werden können, 
i) die Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist, 
j) die Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen, 
k) die wesentlichen Zahlungsbedingungen oder Angabe der Unterlagen, in denen sie ent-

halten sind, 
l) die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vorzulegenden Unterlagen, die die 

Auftraggeber für die Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters verlangen, 
m) sofern verlangt, die Höhe der Kosten für Vervielfältigungen der Vergabeunterlagen 

bei Öffentlichen Ausschreibungen, 
n) die Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in den Vergabeunterlagen ge-

nannt werden. 
(3) Die Vergabeunterlagen sind zu übermitteln 

a) bei Öffentlicher Ausschreibung an alle anfordernden Unternehmen, 
b) bei Beschränkter Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb und Freihändiger Vergabe 

mit Teilnahmewettbewerb an die Unternehmen, die einen Teilnahmeantrag gestellt 
haben, geeignet sind und ausgewählt wurden, oder 

c) bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe ohne Teilnahmewettbe-
werb an die Unternehmen, die von den Auftraggebern ausgewählt wurden. 

(4) Die Namen der Unternehmen, die Vergabeunterlagen erhalten oder eingesehen haben, 
sind vertraulich zu behandeln. 

§ 13 Form und Inhalt der Angebote 
(1) Die Auftraggeber legen fest, in welcher Form die Angebote einzureichen sind. Auf dem 

Postweg oder direkt eingereichte Angebote müssen unterschrieben sein; elektronisch ü-
bermittelte Angebote sind mit einer „fortgeschrittenen elektronischen Signatur“ nach dem 
Signaturgesetz3 und den Anforderungen der Auftraggeber oder mit einer „qualifizierten 
elektronischen Signatur“ nach dem Signaturgesetz zu versehen; in den Fällen des § 3 Abs. 
5 Buchstabe i) genügt die„elektronische Signatur“ nach dem Signaturgesetz, bei Abgabe 
des Angebotes mittels Telekopie die Unterschrift auf der Telekopievorlage. 

(2) Die Auftraggeber haben bei Ausschreibungen die Unversehrtheit und Vertraulichkeit der 
Angebote zu gewährleisten. Auf dem Postweg oder direkt zu übermittelnde Angebote 
sind in einem verschlossenen Umschlag einzureichen, als solche zu kennzeichnen und bis 
zum Ablauf der Angebotsfrist unter Verschluss zu halten. Bei elektronisch zu übermit-
telnden Angeboten ist die Unversehrtheit durch entsprechende organisatorische und tech-

                                          
3 Signaturgesetz - SigG 
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nische Lösungen nach den Anforderungen des Auftraggebers und die Vertraulichkeit 
durch Verschlüsselung sicherzustellen. Die Verschlüsselung muss bis zum Ablauf der 
Angebotsfrist aufrechterhalten bleiben. 

(3) Die Angebote müssen alle geforderten Angaben, Erklärungen und Preise enthalten. 
(4) Änderungen an den Vertragsunterlagen sind unzulässig. Korrekturen des Bieters an seinen 

Eintragungen müssen zweifelsfrei sein. 
(5) Der Bieter hat auf Verlangen im Angebot anzugeben, ob für den Gegenstand des Ange-

bots gewerbliche Schutzrechte bestehen oder von dem Bieter oder anderen beantragt sind. 
Der Bieter hat stets anzugeben, wenn er erwägt, Angaben aus seinem Angebot für die 
Anmeldung eines gewerblichen Schutzrechtes zu verwerten. 

(6)  Bietergemeinschaften haben in den Angeboten jeweils die Mitglieder sowie eines ihrer 
Mitglieder als bevollmächtigten Vertreter für den Abschluss und die Durchführung des 
Vertrages zu benennen. Fehlt eine dieser Angaben im Angebot, so ist sie vor der Zu-
schlagserteilung beizubringen. 

§ 14 Öffnung der Angebote 
(1) Bei Ausschreibungen sind auf dem Postweg und direkt übermittelte Angebote ungeöffnet 

zu lassen, mit Eingangsvermerk zu versehen und bis zum Zeitpunkt der Öffnung unter 
Verschluss zu halten. Elektronische Angebote sind auf geeignete Weise zu kennzeichnen 
und verschlüsselt aufzubewahren. Mittels Telekopie eingereichte Angebote sind ebenfalls 
entsprechend zu kennzeichnen und auf geeignete Weise unter Verschluss zu halten. 

(2) Die Öffnung der Angebote wird von mindestens zwei Vertretern des Auftraggebers ge-
meinsam durchgeführt und dokumentiert. Bieter sind nicht zugelassen. Dabei wird min-
destens festgehalten: 
a) Name und Anschrift der Bieter, 
b) die Endbeträge ihrer Angebote und andere den Preis betreffende Angaben, 
c) ob und von wem Nebenangebote eingereicht worden sind. 

(3) Die Angebote und ihre Anlagen sowie die Dokumentation über die Angebotsöffnung sind 
auch nach Abschluss des Vergabeverfahrens sorgfältig zu verwahren und vertraulich zu 
behandeln. 

§ 15 Aufklärung des Angebotsinhalts, Verhandlungsverbot 
Bei Ausschreibungen dürfen die Auftraggeber von den Bietern nur Aufklärungen über das Ange-
bot oder deren Eignung verlangen. Verhandlungen sind unzulässig. 

§ 16 Prüfung und Wertung der Angebote 
(1) Die Angebote sind auf Vollständigkeit sowie auf rechnerische und fachliche Richtigkeit 

zu prüfen. 
(2) Erklärungen und Nachweise, die auf Anforderung der Auftraggeber bis zum Ablauf der 

Angebotsfrist nicht vorgelegt wurden, können bis zum Ablauf einer zu bestimmenden 
Nachfrist nachgefordert werden. Dies gilt nicht für die Nachforderung von Preisangaben, 
es sei denn, es handelt sich um unwesentliche Einzelpositionen, deren Einzelpreise den 
Gesamtpreis nicht verändern oder die Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb nicht be-
einträchtigen. 

(3) Ausgeschlossen werden: 
a) Angebote, die nicht die geforderten oder nachgeforderten Erklärungen und Nachweise 

enthalten, 
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b) Angebote, die nicht unterschrieben bzw. nicht elektronisch signiert sind, 
c) Angebote, in denen Änderungen des Bieters an seinen Eintragungen nicht zweifelsfrei 

sind, 
d) Angebote, bei denen Änderungen oder Ergänzungen an den Vertragsunterlagen vor-

genommen worden sind, 
e) Angebote, die nicht form- oder fristgerecht eingegangen sind, es sei denn, der Bieter 

hat dies nicht zu vertreten4, 
f) Angebote von Bietern, die in Bezug auf die Vergabe eine unzulässige, wettbewerbs-

beschränkende Abrede getroffen haben, 
g) nicht zugelassene Nebenangebote. 

(4) Außerdem können Angebote von Bietern ausgeschlossen werden, die auch als Bewerber 
von der Teilnahme am Wettbewerb hätten ausgeschlossen werden können (§ 6 Absatz 5). 

(5) Bei der Auswahl der Angebote, die für den Zuschlag in Betracht kommen, sind nur Bieter 
zu berücksichtigen, die für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen die erforderli-
che Eignung besitzen. 

(6) Erscheint ein Angebot im Verhältnis zu der zu erbringenden Leistung ungewöhnlich nied-
rig, verlangen die Auftraggeber vom Bieter Aufklärung. Auf Angebote, deren Preise in 
offenbarem Missverhältnis zur Leistung stehen, darf der Zuschlag nicht erteilt werden. 

(7) Bei der Wertung der Angebote berücksichtigen die Auftraggeber vollständig und aus-
schließlich die Kriterien, die in der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen genannt 
sind. 

(8) Bei der Entscheidung über den Zuschlag berücksichtigen die Auftraggeber verschiedene 
durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigte Kriterien, beispielsweise Qualität, Preis, 
technischer Wert, Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Umwelteigenschaften, Betriebskosten, Le-
benszykluskosten, Rentabilität, Kundendienst und technische Hilfe, Lieferzeitpunkt und 
Lieferungs- oder Ausführungsfrist. 

§ 17 Aufhebung von Vergabeverfahren 
(1) Die Vergabeverfahren können ganz oder bei Vergabe nach Losen auch teilweise aufgeho-

ben werden, wenn 
a) kein Angebot eingegangen ist, das den Bewerbungsbedingungen entspricht, 
b) sich die Grundlagen der Vergabeverfahren wesentlich geändert haben, 
c) sie kein wirtschaftliches Ergebnis gehabt haben, 
d) andere schwerwiegende Gründe bestehen. 

(2) Die Bewerber oder Bieter sind von der Aufhebung der Vergabeverfahren unter Bekannt-
gabe der Gründe unverzüglich zu benachrichtigen. 

§ 18 Zuschlag 
(1) Der Zuschlag ist auf das unter Berücksichtigung aller Umstände wirtschaftlichste Ange-

bot zu erteilen. Der niedrigste Angebotspreis allein ist nicht entscheidend. 
(2) Die Annahme eines Angebotes (Zuschlag) erfolgt in Schriftform, elektronischer Form o-

der mittels Telekopie. 
(3) Bei einer Zuschlagserteilung in elektronischer Form genügt eine „fortgeschrittene elekt-

ronische Signatur, in den Fällen des § 3 Abs. 5 Buchst. i) eine „elektronische Signatur“ 

                                          
4 Berichtigt, Banz. Nr. 32, Seite 755 vom 26. 02. 2010 
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nach dem Signaturgesetz, bei Übermittlung durch Telekopie die Unterschrift auf der Te-
lekopievorlage. 

§ 19 Nicht berücksichtigte Bewerbungen und Angebote, Informationen 
(1) Die Auftraggeber teilen unverzüglich, spätestens innerhalb von 15 Tagen nach Eingang 

eines entsprechenden Antrags, den nicht berücksichtigten Bietern die Gründe für die Ab-
lehnung ihres Angebotes, die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebotes sowie 
den Namen des erfolgreichen Bieters und den nicht berücksichtigten Bewerbern die 
Gründe für ihre Nichtberücksichtigung mit. 

(2) Die Auftraggeber informieren nach Beschränkten Ausschreibungen ohne Teilnahmewett-
bewerb und Freihändigen Vergaben ohne Teilnahmewettbewerb für die Dauer von drei 
Monaten über jeden vergebenen Auftrag ab einem Auftragswert von 25.000 Euro ohne 
Umsatzsteuer auf Internetportalen oder ihren Internetseiten. Diese Information enthält 
mindestens folgende Angaben: 

- Name des Auftraggebers und dessen Beschaffungsstelle sowie deren Adressdaten, 

- Name des beauftragten Unternehmens; soweit es sich um eine natürliche Person 

handelt, ist deren Einwilligung einzuholen oder die Angabe zu anonymisieren, 

- Vergabeart, 

- Art und Umfang der Leistung, 

- Zeitraum der Leistungserbringung. 

(3) Die Auftraggeber können die Informationen zurückhalten, wenn die Weitergabe den Ge-
setzesvollzug vereiteln würde oder sonst nicht im öffentlichen Interesse läge, oder die be-
rechtigten Geschäftsinteressen von Unternehmen oder den fairen Wettbewerb beeinträch-
tigen würde. 

§ 20 Dokumentation 
Das Vergabeverfahren ist von Anbeginn fortlaufend zu dokumentieren, so dass die einzelnen 

Stufen des Verfahrens, die einzelnen Maßnahmen sowie die Begründung der einzelnen Entschei-

dungen festgehalten werden. 
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VOL Teil A 

Allgemeine Bestimmungen 
für die Vergabe von Leistungen 

(VOL/A)  
 

Abschnitt 2: Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen im Anwendungsbereich der 
Richtlinie 2004/18/EG5

 (VOL/A-EG). 

§ 1 EG Anwendungsbereich 
(1) Die folgenden Regeln gelten für die Vergabe von Aufträgen über Leistungen (Liefer- und 

Dienstleistungen), soweit sie dem vierten Teil des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen unterliegen. Sie gelten nicht für 

- Bauleistungen, die unter die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen – 

VOB – fallen und 

- Dienstleistungen, die unter die Vergabeordnung für freiberufliche Leistungen – 

VOF – fallen. 

(2) Für die Vergabe von Aufträgen, deren Gegenstand Dienstleistungen im Sinne des An-
hangs 1 Teil A sind, findet dieser Abschnitt uneingeschränkt Anwendung. 

(3) Für die Vergabe von Aufträgen, deren Gegenstand Dienstleistungen im Sinne des An-
hangs 1 Teil B sind, findet § 4 Abs. 4 Vergabeverordnung – VgV – Anwendung. 

§ 2 EG Grundsätze 
(1) Aufträge werden in der Regel im Wettbewerb und im Wege transparenter Vergabeverfah-

ren an fachkundige, leistungsfähige und zuverlässige (geeignete) Unternehmen zu ange-
messenen Preisen vergeben. Dabei darf kein Unternehmen diskriminiert werden. 

(2) Mittelständische Interessen sind bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vornehmlich zu 
berücksichtigen. Leistungen sind in der Menge aufgeteilt (Teillose) und getrennt nach Art 
oder Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben. Mehrere Teil- oder Fachlose dürfen zusammen 
vergeben werden, wenn wirtschaftliche oder technische Gründe dies erfordern. 

(3) Die Durchführung von Vergabeverfahren lediglich zur Markterkundung und zum Zwecke 
von Ertragsberechnungen ist unzulässig. 

(4) Bei der Vergabe sind die Vorschriften über die Preise bei öffentlichen Aufträgen zu be-
achten.6 

§ 3 EG Arten der Vergabe 
(1) Die Vergabe von Aufträgen erfolgt im offenen Verfahren. In begründeten Ausnahmefäl-

len ist ein nicht offenes Verfahren, ein Verhandlungsverfahren oder ein wettbewerblicher 
Dialog zulässig. 

                                          
5 ABl. EU Nr. L 134 S. 114 i.d.F. der Berichtigung vom 26.11.2004 (ABl. EU Nr. L 351 S. 44, der Richtlinie 2005/51/EG der Kommission vom 
07. September 2005 (ABl. EU Nr. L 257 S. 127) und der Verordnung (EG) Nr. 2083/2005 der Kommission vom 19. Dezember 2005 (ABl. EU Nr. 
L 333 S. 28). 
6 Verordnung PR Nr. 30/53 über die Preise bei öffentlichen Aufträgen vom 21. November 1953 (BAnz. Nr. 244 vom 18. Dezember 1953), zuletzt 
geändert durch Verordnung PR Nr. 1/86 vom 15. April 1986 (BGBl. I S. 435 und BAnz. S. 5046) und Verordnung PR Nr. 1/89 vom 13. Juni 1989 
(BGBl. I S. 1094 und BAnz. S. 3042). 
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(2) Ein nicht offenes Verfahren ist zulässig, wenn 
a) die Leistung nach ihrer Eigenart nur von einem beschränkten Kreis von Unternehmen 

in geeigneter Weise ausgeführt werden kann, besonders wenn außergewöhnliche Eig-
nung (§ 2 EG Abs. 1 Satz 1) erforderlich ist, 

b) das offene Verfahren für den Auftraggeber oder die Bewerber einen Aufwand verur-
sachen würde, der zu dem erreichbaren Vorteil oder dem Wert der Leistung im Miss-
verhältnis stehen würde, 

c) ein offenes Verfahren kein wirtschaftliches Ergebnis gehabt hat, 
d) ein offenes Verfahren aus anderen Gründen unzweckmäßig ist. 

(3) Die Auftraggeber können Aufträge im Verhandlungsverfahren mit vorheriger öffentlicher 
Aufforderung zur Teilnahme (Teilnahmewettbewerb) vergeben, wenn 
a) in einem offenen oder einem nicht offenen Verfahren oder einem wettbewerblichen 

Dialog nur Angebote abgegeben worden sind, die ausgeschlossen wurden, sofern die 
ursprünglichen Bedingungen des Auftrags nicht grundlegend geändert werden; die 
Auftraggeber können in diesen Fällen von einem Teilnahmewettbewerb absehen, 
wenn sie in das Verhandlungsverfahren alle Unternehmen einbeziehen, welche die 
Voraussetzungen an Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit erfüllen und 
form- und fristgerechte Angebote abgegeben haben, 

b) es sich um Aufträge handelt, die ihrer Natur nach oder wegen der damit verbundenen 
Risiken die vorherige Festlegung eines Gesamtpreises nicht zulassen, 

c) die zu erbringenden Dienstleistungsaufträge, insbesondere geistig-schöpferische 
Dienstleistungen der Kategorie 6 des Anhangs I A, dergestalt sind, dass vertragliche 
Spezifikationen nicht hinreichend genau festgelegt werden können, um den Auftrag 
durch die Wahl des besten Angebots in Übereinstimmung mit den Vorschriften über 
offene und nicht offene Verfahren vergeben zu können. 

(4) Die Auftraggeber können Aufträge im Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbe-
werb vergeben: 
a) wenn in einem offenen oder einem nicht offenen Verfahren keine oder keine wirt-

schaftlichen Angebote abgegeben worden sind, sofern die ursprünglichen Bedingun-
gen des Auftrags nicht grundlegend geändert werden; 

b) wenn es sich um die Lieferung von Waren handelt, die nur zum Zwecke von For-
schungen, Versuchen, Untersuchungen, Entwicklungen oder Verbesserungen herge-
stellt werden, wobei unter diese Bestimmung nicht eine Serienfertigung zum Nach-
weis der Marktfähigkeit des Produktes oder zur Deckung der Forschungs- und Ent-
wicklungskosten fällt; 

c) wenn der Auftrag wegen seiner technischen oder künstlerischen Besonderheiten oder 
aufgrund des Schutzes von Ausschließlichkeitsrechten (z. B. Patent-, Urheberrecht) 
nur von einem bestimmten Unternehmen durchgeführt werden kann; 

d) soweit dies unbedingt erforderlich ist, wenn aus dringlichen zwingenden Gründen, die 
die Auftraggeber nicht voraussehen konnten, die vorgeschriebenen Fristen nicht ein-
gehalten werden können. Die Umstände, die die zwingende Dringlichkeit begründen, 
dürfen auf keinen Fall dem Verhalten der Auftraggeber zuzuschreiben sein; 

e) bei zusätzlichen Lieferungen des ursprünglichen Auftragnehmers, die entweder zur 
teilweisen Erneuerung von gelieferten Waren oder Einrichtungen zur laufenden Be-
nutzung oder zur Erweiterung von Lieferungen oder bestehenden Einrichtungen be-
stimmt sind, wenn ein Wechsel des Unternehmens dazu führen würde, dass die Auf-
traggeber Waren mit unterschiedlichen technischen Merkmalen kaufen müssten und 
dies eine technische Unvereinbarkeit oder unverhältnismäßige technische Schwierig-
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keiten bei Gebrauch, Betrieb oder Wartung mit sich bringen würde. Die Laufzeit die-
ser Aufträge sowie die der Daueraufträge darf in der Regel drei Jahre nicht überschrei-
ten; 

f) für zusätzliche Dienstleistungen, die weder in dem der Vergabe zugrunde liegenden 
Entwurf noch im zuerst geschlossenen Vertrag vorgesehen sind, die aber wegen eines 
unvorhergesehenen Ereignisses zur Ausführung der darin beschriebenen Dienstleis-
tungen erforderlich sind, sofern der Auftrag an das Unternehmen vergeben wird, das 
diese Dienstleistung erbringt, wenn sich die zusätzlichen Dienstleistungen in techni-
scher und wirtschaftlicher Hinsicht nicht ohne wesentlichen Nachteil für den Auftrag-
geber vom Hauptauftrag trennen lassen oder wenn diese Dienstleistungen zwar von 
der Ausführung des ursprünglichen Auftrags getrennt werden können, aber für dessen 
Vollendung unbedingt erforderlich sind. Der Gesamtwert der Aufträge für die zusätz-
lichen Dienstleistungen darf jedoch 50 vom Hundert des Wertes des Hauptauftrags 
nicht überschreiten; 

g) bei neuen Dienstleistungen, die in der Wiederholung gleichartiger Leistungen beste-
hen, die durch den gleichen Auftraggeber an das Unternehmen vergeben werden, das 
den ersten Auftrag erhalten hat, sofern sie einem Grundentwurf entsprechen und die-
ser Entwurf Gegenstand des ersten Auftrags war, der entweder im offenen oder nicht 
offenen Verfahren vergeben wurde. Die Möglichkeit der Anwendung des Verhand-
lungsverfahrens muss bereits in der Ausschreibung des ersten Vorhabens angegeben 
werden; der für die nachfolgenden Dienstleistungen in Aussicht genommene Gesamt-
auftragswert wird vom Auftraggeber bei der Berechnung des Auftragswertes berück-
sichtigt. Das Verhandlungsverfahren darf jedoch nur innerhalb von drei Jahren nach 
Abschluss des ersten Auftrags angewandt werden; 

h) wenn im Anschluss an einen Wettbewerb im Sinne des Absatzes 8 Satz 1 der Auftrag 
nach den Bedingungen dieses Wettbewerbs an den Gewinner oder an einen der Preis-
träger vergeben werden muss. Im letzteren Fall müssen alle Preisträger des Wettbe-
werbs zur Teilnahme an den Verhandlungen aufgefordert werden; 

i) bei auf einer Warenbörse notierten und gekauften Ware; 
j) wenn Waren zu besonders günstigen Bedingungen bei Lieferanten, die ihre Geschäfts-

tätigkeit endgültig einstellen, oder bei Insolvenzverwaltern oder Liquidatoren im 
Rahmen eines Insolvenz-, Vergleichs- oder Ausgleichsverfahrens oder eines in den 
Vorschriften eines anderen Mitgliedstaates vorgesehenen gleichartigen Verfahrens 
erworben werden. 

(5) Vergeben die Auftraggeber einen Auftrag im nicht offenen Verfahren oder im Verhand-
lungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb, so können sie eine Höchstzahl von Unterneh-
men bestimmen, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden. Die Zahl ist in der Be-
kanntmachung anzugeben. Sie darf im nicht offenen Verfahren nicht unter fünf, im Ver-
handlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nicht unter drei liegen. 

(6) Die Auftraggeber können vorsehen, dass das Verhandlungsverfahren in verschiedenen 
aufeinander folgenden Phasen abgewickelt wird, um so die Zahl der Angebote, über die 
verhandelt wird, oder die zu erörternden Lösungen anhand der vorgegebenen Zuschlags-
kriterien zu verringern. Wenn die Auftraggeber dies vorsehen, geben sie dies in der Be-
kanntmachung oder in den Vergabeunterlagen an. In der Schlussphase des Verfahrens 
müssen so viele Angebote vorliegen, dass ein echter Wettbewerb gewährleistet ist, sofern 
eine ausreichende Anzahl von geeigneten Bewerbern vorhanden ist. 

(7) Die Auftraggeber können für die Vergabe eines Auftrags einen wettbewerblichen Dialog 
durchführen, sofern sie objektiv nicht in der Lage sind,  
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- die technischen Mittel anzugeben, mit denen ihre Bedürfnisse und Ziele erfüllt 
werden können oder 

- die rechtlichen oder finanziellen Bedingungen des Vorhabens anzugeben. 

Zu diesem Zweck gehen die Auftraggeber wie folgt vor: 
a) Sie beschreiben und erläutern ihre Bedürfnisse und Anforderungen in der Bekanntma-

chung oder in einer Leistungsbeschreibung. In der Bekanntmachung können sie eine 
Höchstzahl von Unternehmen bestimmen, die zur Teilnahme am Dialog aufgefordert 
werden und die nicht unter drei liegen darf. 

b) Mit den im Anschluss an die Bekanntmachung ausgewählten Unternehmen eröffnen 
die Auftraggeber einen Dialog, in dem sie ermitteln und festlegen, wie ihre Bedürfnis-
se am besten erfüllt werden können. Dabei können sie mit den ausgewählten Unter-
nehmen alle Einzelheiten des Auftrages erörtern. Sie sorgen dafür, dass alle Unter-
nehmen bei dem Dialog gleich behandelt werden, geben Lösungsvorschläge oder ver-
trauliche Informationen eines Unternehmens nicht ohne dessen Zustimmung an die 
anderen Unternehmen weiter und verwenden diese nur im Rahmen des Vergabever-
fahrens. 

c) Die Auftraggeber können vorsehen, dass der Dialog in verschiedenen aufeinander fol-
genden Phasen abgewickelt wird, um die Zahl der in der Dialogphase zu erörternden 
Lösungen anhand der Zuschlagskriterien zu verringern. Die Unternehmen, deren Lö-
sungen nicht für die nächstfolgende Dialogphase vorgesehen sind, werden darüber in-
formiert. 

d) Die Auftraggeber erklären den Dialog für abgeschlossen, wenn eine oder mehrere Lö-
sungen gefunden worden sind, die ihre Bedürfnisse erfüllen oder erkennbar ist, dass 
keine Lösung gefunden werden kann. Im Fall der ersten Alternative fordern sie die 
Unternehmen auf, auf der Grundlage der eingereichten und in der Dialogphase näher 
ausgeführten Lösungen ihr endgültiges Angebot vorzulegen, das alle zur Ausführung 
des Projekts erforderlichen Einzelheiten enthalten muss. Die Auftraggeber können 
verlangen, dass Präzisierungen, Klarstellungen und Ergänzungen zu diesen Angeboten 
gemacht werden. Diese Präzisierungen, Klarstellungen oder Ergänzungen dürfen je-
doch keine Änderung der grundlegenden Elemente des Angebotes oder der Aus-
schreibung zur Folge haben, die den Wettbewerb verfälschen oder diskriminierend 
wirken könnte. 

e) Die Auftraggeber bewerten die Angebote auf Grund der in der Bekanntmachung oder 
in den Vergabeunterlagen festgelegten Zuschlagskriterien und wählen das wirtschaft-
lichste Angebot aus. Sie dürfen das Unternehmen, dessen Angebot als das wirtschaft-
lichste ermittelt wurde, auffordern, bestimmte Einzelheiten des Angebotes näher zu 
erläutern oder im Angebot enthaltene Zusagen zu bestätigen. Dies darf nicht dazu füh-
ren, dass wesentliche Aspekte des Angebotes oder der Ausschreibung geändert wer-
den, und dass der Wettbewerb verzerrt wird oder andere am Verfahren beteiligte Un-
ternehmen diskriminiert werden. 

f) Verlangen die Auftraggeber, dass die am wettbewerblichen Dialog teilnehmenden Un-
ternehmen Entwürfe, Pläne, Zeichnungen, Berechnungen oder andere Unterlagen aus-
arbeiten, müssen sie einheitlich für alle Unternehmen, die die geforderte Unterlage 
rechtzeitig vorgelegt haben, eine angemessene Kostenerstattung hierfür gewähren. 
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(8) Die Auftraggeber können, soweit die entsprechenden Leistungen nicht unter die VOF fal-
len, Auslobungen (Wettbewerbe) für Aufträge durchführen, die zu einer Dienstleistung 
führen sollen. Dabei verfahren sie wie folgt: 
a) Die Auftraggeber teilen ihre Absicht durch Bekanntmachung nach dem im Anhang 

XII der Verordnung (EG) zur Einführung von Standardformularen für die Veröffentli-
chung von Vergabebekanntmachungen im Rahmen von Verfahren zur Vergabe öffent-
licher Aufträge gemäß der Richtlinien 2004/17/EG und der Richtlinie 2004/18/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rats in der jeweils geltenden Fassung enthaltenen 
Muster mit und machen die auf die Durchführung des Wettbewerbs anwendbaren Re-
geln den an der Teilnahme am Wettbewerb Interessierten zugänglich. 

b) Bei Wettbewerben mit beschränkter Teilnehmerzahl haben die Auftraggeber eindeuti-
ge und nicht diskriminierende Auswahlkriterien festzulegen. Die Zahl der Bewerber 
muss ausreichen, um einen echten Wettbewerb zu gewährleisten. 

c) Das Preisgericht darf nur aus Preisrichtern bestehen, die von den Teilnehmern des 
Wettbewerbs unabhängig sind. Wird von den Wettbewerbsteilnehmern eine bestimm-
te berufliche Qualifikation verlangt, muss mindestens ein Drittel der Preisrichter über 
dieselbe oder eine gleichwertige Qualifikation verfügen. Es trifft Entscheidungen und 
Stellungnahmen selbstständig und unabhängig aufgrund von Wettbewerbsarbeiten, die 
anonym vorgelegt werden, aufgrund der Kriterien, die in der Bekanntmachung ge-
nannt sind. Das Preisgericht erstellt einen von den Preisrichtern zu unterzeichnenden 
Bericht über die Rangfolge der von ihm ausgewählten Projekte und über die einzelnen 
Wettbewerbsarbeiten. 

d) Auftraggeber, die einen Wettbewerb durchgeführt haben, geben spätestens 48 Tage 
nach Durchführung eine Bekanntmachung nach dem im Anhang XIII der Verordnung 
(EG) Nr. 1564/2005 enthaltenen Muster an das Amt für amtliche Veröffentlichungen 
der Europäischen Gemeinschaften. Die Bestimmungen über die Behandlung nicht be-
rücksichtigter Bewerbungen gelten entsprechend. 

§ 4 EG Rahmenvereinbarungen 
(1) Rahmenvereinbarungen sind Aufträge, die ein oder mehrere Auftraggeber an ein oder 

mehrere Unternehmen vergeben können, um die Bedingungen für Einzelaufträge, die 
während eines bestimmten Zeitraumes vergeben werden sollen, festzulegen, insbesondere 
über den in Aussicht genommenen Preis. Das in Aussicht genommene Auftragsvolumen 
ist so genau wie möglich zu ermitteln und bekannt zu geben, braucht aber nicht abschlie-
ßend festgelegt zu werden. Die Auftraggeber dürfen für dieselbe Leistung nicht mehrere 
Rahmenvereinbarungen abschließen. 

(2) Die Erteilung von Einzelaufträgen nach den Absätzen 3 bis 6 ist nur zulässig zwischen 
den Auftraggebern, die ihren voraussichtlichen Bedarf für das Vergabeverfahren gemeldet 
haben, und den Unternehmen, mit denen die Rahmenvereinbarungen abgeschlossen wur-
den. 

(3) Wird eine Rahmenvereinbarung mit einem Unternehmen geschlossen, so werden die auf 
dieser Rahmenvereinbarung beruhenden Einzelaufträge entsprechend den Bedingungen 
der Rahmenvereinbarung vergeben. Vor der Vergabe der Einzelaufträge können die Auf-
traggeber das an der Rahmenvereinbarung beteiligte Unternehmen in Textform konsultie-
ren und dabei auffordern, sein Angebot erforderlichenfalls zu vervollständigen. 

(4) Wird eine Rahmenvereinbarung mit mehreren Unternehmen geschlossen, so müssen min-
destens drei Unternehmen beteiligt sein, sofern eine ausreichend große Zahl von Unter-
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nehmen die Eignungskriterien und eine ausreichend große Zahl von zulässigen Angeboten 
die Zuschlagskriterien erfüllt. 

(5) Die Vergabe von Einzelaufträgen, die auf einer mit mehreren Unternehmen geschlossenen 
Rahmenvereinbarung beruhen, erfolgt 
a) sofern alle Bedingungen festgelegt sind, nach den Bedingungen der Rahmenvereinba-

rung ohne erneuten Aufruf zum Wettbewerb oder 
b) sofern nicht alle Bedingungen in der Rahmenvereinbarung festgelegt sind, nach erneu-

tem Aufruf der Parteien zum Wettbewerb zu denselben Bedingungen, die erforderli-
chenfalls zu präzisieren sind, oder nach anderen in der Rahmenvereinbarung genann-
ten Bedingungen. 

(6) Im Fall von Absatz 5 Buchstabe b) ist folgendes Verfahren einzuhalten: 
a) Vor Vergabe jedes Einzelauftrags konsultieren die Auftraggeber in Textform die Un-

ternehmen, ob sie in der Lage sind, den Einzelauftrag auszuführen. 
b) Die Auftraggeber setzen eine angemessene Frist für die Abgabe der Angebote für je-

den Einzelauftrag; dabei berücksichtigen sie insbesondere die Komplexität des Auf-
tragsgegenstands und die für die Übermittlung der Angebote erforderliche Zeit. 

c) Die Auftraggeber geben an, in welcher Form die Angebote einzureichen sind, der In-
halt der Angebote ist bis zum Ablauf der Angebotsfrist geheim zu halten. 

d) Die Auftraggeber vergeben die einzelnen Aufträge an das Unternehmen, das auf der 
Grundlage der in der Rahmenvereinbarung aufgestellten Zuschlagskriterien das wirt-
schaftlichste Angebot abgegeben hat. 

(7) Die Laufzeit einer Rahmenvereinbarung darf vier Jahre nicht überschreiten, es sei denn 
der Auftragsgegenstand oder andere besondere Umstände rechtfertigen eine Ausnahme. 

§ 5 EG Dynamische elektronische Verfahren 
(1) Die Auftraggeber können für die Vergabe von Aufträgen über marktübliche Waren und 

Leistungen ein dynamisches elektronisches Verfahren gem. § 101 Abs. 6 Satz 2 GWB 
einrichten. Die Auftraggeber verwenden bei der Einrichtung des dynamischen elektroni-
schen Verfahrens und bei der Vergabe der Aufträge dabei ausschließlich elektronische 
Mittel gemäß § 13 EG Absatz 2 und 3 und § 16 EG Abs. 1 und 2. Sie haben dieses Ver-
fahren als offenes Vergabeverfahren in allen Phasen von der Einrichtung bis zur Vergabe 
des zu vergebenden Auftrags durchzuführen. Alle Unternehmen, die die Eignungskrite-
rien erfüllen und ein erstes vorläufiges Angebot im Einklang mit den Vergabeunterlagen 
und den etwaigen zusätzlichen Dokumenten vorgelegt haben, werden zur Teilnahme zu-
gelassen. Die Unternehmen können jederzeit ihre vorläufigen Angebote nachbessern, so-
fern die Angebote mit den Vergabeunterlagen vereinbar bleiben. 

(2) Beim dynamischen elektronischen Verfahren ist Folgendes einzuhalten: 

a) In der Bekanntmachung wird angegeben, dass es sich um ein dynamisches elekt-
ronisches Verfahren handelt. 

b) In den Vergabeunterlagen sind insbesondere der Gegenstand der beabsichtigten 
Beschaffungen sowie alle erforderlichen Informationen zum dynamischen elektro-
nischen Verfahren, zur verwendeten elektronischen Ausrüstung des Auftragge-
bers, zu den Datenformaten und zu den technischen Vorkehrungen und Merkma-
len der elektronischen Verbindung zu präzisieren. 

c) Es ist auf elektronischem Wege ab dem Zeitpunkt der Veröffentlichung der Be-
kanntmachung und bis zur Beendigung des dynamischen elektronischen Verfah-
rens ein freier, unmittelbarer und uneingeschränkter Zugang zu den Vergabeunter-
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lagen und den zusätzlichen Dokumenten zu gewähren und in der Bekanntmachung 
die Internet-Adresse anzugeben, unter der diese Dokumente abgerufen werden 
können. 

d) Die Auftraggeber ermöglichen während der gesamten Laufzeit des dynamischen 
elektronischen Verfahrens jedem Unternehmen, ein vorläufiges Angebot zu unter-
breiten, um zur Teilnahme am dynamischen elektronischen Verfahren zugelassen 
zu werden. Sie prüfen dieses Angebot innerhalb einer Frist von höchstens 15 Ka-
lendertagen ab dem Zeitpunkt der Vorlage des Angebots. Sie können die Frist zur 
Angebotswertung verlängern, sofern nicht zwischenzeitlich ein Aufruf zum Wett-
bewerb erfolgt. Die Auftraggeber unterrichten das Unternehmen unverzüglich 
darüber, ob das Unternehmen zur Teilnahme am dynamischen elektronischen Ver-
fahren zugelassen ist oder sein vorläufiges Angebot abgelehnt wurde. 

e) Für jeden Einzelauftrag hat ein gesonderter Aufruf zum Wettbewerb zu erfolgen. 
Vor diesem Aufruf zum Wettbewerb veröffentlichen die Auftraggeber eine verein-
fachte Bekanntmachung nach Anhang IX der Verordnung (EG) zur Einführung 
von Standardformularen für die Veröffentlichung von Vergabebekanntmachungen 
im Rahmen von Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge gemäß der Richtli-
nie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rats in der jeweils gelten-
den Fassung, in der alle interessierten Unternehmen aufgefordert werden, inner-
halb einer Frist von mindestens 15 Kalendertagen ab dem Versand der vereinfach-
ten Bekanntmachung ein vorläufiges Angebot abzugeben. Die Auftraggeber neh-
men den Aufruf zum Wettbewerb erst dann vor, wenn alle fristgerecht eingegan-
genen vorläufigen Angebote ausgewertet wurden. 

f) Die Auftraggeber fordern alle zugelassenen Unternehmen auf, endgültige Angebo-
te für die zu vergebenden Aufträge einzureichen. Für die Einreichung der Angebo-
te legen sie eine angemessene Frist fest. Sie vergeben den Auftrag an das Unter-
nehmen, das nach den in der Bekanntmachung für die Einrichtung des dynami-
schen elektronischen Verfahrens aufgestellten Zuschlagskriterien das wirtschaft-
lichste Angebot vorgelegt hat. Die Zuschlagskriterien können in der Aufforderung 
zur Abgabe eines endgültigen Angebots präzisiert werden. 

g) Die Laufzeit eines dynamischen elektronischen Verfahrens darf grundsätzlich vier 
Jahre nicht überschreiten. Eine Überschreitung der Laufzeit ist nur in besonders zu 
begründenden Fällen zulässig. 

(3) Eine Entscheidung der Auftraggeber, auf ein eingeleitetes dynamisches elektronisches 
Verfahren zu verzichten, ist den zugelassenen Unternehmen unverzüglich mitzuteilen.7 

§ 6 EG Teilnehmer am Wettbewerb 
(1) Bewerber oder Bieter, die gemäß den Rechtsvorschriften des Staates, in dem sie ansässig 

sind (Herkunftsland), zur Erbringung der betreffenden Leistung berechtigt sind, dürfen 
nicht allein deshalb zurückgewiesen werden, weil sie gemäß den einschlägigen deutschen 
Rechtsvorschriften entweder eine natürliche oder juristische Person sein müssten. 

(2) Bewerber- und Bietergemeinschaften sind wie Einzelbewerber und -bieter zu behandeln. 
Für den Fall der Auftragserteilung können die Auftraggeber verlangen, dass eine Bieter-
gemeinschaft eine bestimmte Rechtsform annimmt, sofern dies für die ordnungsgemäße 
Durchführung des Auftrages notwendig ist. 

                                          
7 Berichtigt, Banz. Nr. 32, Seite 755 vom 26. 02. 2010 
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(3) Von den Bewerbern und Bietern dürfen Entgelte für die Durchführung der Vergabever-
fahren nicht erhoben werden. 

(4) Ein Unternehmen ist von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren wegen Unzuverläs-
sigkeit auszuschließen, wenn der Auftraggeber Kenntnis davon hat, dass eine Person, de-
ren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt ist wegen: 

a) § 129 des Strafgesetzbuches (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des 
Strafgesetzbuches (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129b des Strafge-
setzbuches (kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland), 

b) § 261 des Strafgesetzbuches (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter 
Vermögenswerte), 

c) § 263 des Strafgesetzbuches (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt 
der Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die von den Eu-
ropäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden, 

d) § 264 des Strafgesetzbuches (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen 
den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften oder gegen Haushalte richtet, die 
von den Europäischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden, 

e) § 334 des Strafgesetzbuches (Bestechung), auch in Verbindung mit Artikel 2 des 
EU-Bestechungsgesetzes, Artikel 2 § 1 des Gesetzes zur Bekämpfung internatio-
naler Bestechung, Artikel 7 Abs. 2 Nr. 10 des Vierten Strafrechtsänderungsgeset-
zes und § 2 des Gesetzes über das Ruhen der Verfolgungsverjährung und die 
Gleichstellung der Richter und Bediensteten des Internationalen Strafgerichtsho-
fes, 

f) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Beste-
chung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Ge-
schäftsverkehr) oder 

g) § 370 Abgabenordnung, auch in Verbindung mit § 12 des Gesetzes zur Durchfüh-
rung der gemeinsamen Marktorganisationen und der Direktzahlungen (MOG), 
soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Gemeinschaften o-
der gegen Haushalte richtet, die von den Europäischen Gemeinschaften oder in de-
ren Auftrag verwaltet werden. 

Einem Verstoß gegen diese Vorschriften gleichgesetzt sind Verstöße gegen entsprechende 
Strafnormen anderer Staaten. Ein Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist ei-
nem Unternehmen zuzurechnen, wenn sie für dieses Unternehmen bei der Führung der 
Geschäfte selbst verantwortlich gehandelt hat oder ein Aufsichts- oder Organisationsver-
schulden gemäß § 130 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) einer Person im 
Hinblick auf das Verhalten einer anderen für das Unternehmen handelnden, rechtskräftig 
verurteilten Person vorliegt. 

(5) Von einem Ausschluss nach Absatz 4 kann nur abgesehen werden, wenn zwingende 
Gründe des Allgemeininteresses vorliegen und andere Unternehmen die Leistung nicht 
angemessen erbringen können oder wenn aufgrund besonderer Umstände des Einzelfalls 
der Verstoß die Zuverlässigkeit des Unternehmens nicht in Frage stellt. 

(6) Von der Teilnahme am Wettbewerb können Bewerber ausgeschlossen werden, 

a) über deren Vermögen das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches 
Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse 
abgelehnt worden ist, 

b) die sich in Liquidation befinden, 
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c) die nachweislich eine schwere Verfehlung begangen haben, die ihre Zuverlässigkeit 
als Bewerber in Frage stellt, 

d) die ihre Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur 
gesetzlichen Sozialversicherung nicht ordnungsgemäß erfüllt haben, 

e) die im Vergabeverfahren vorsätzlich unzutreffende Erklärungen in Bezug auf ihre 
Eignung abgegeben haben. 

(7) Hat ein Bieter oder Bewerber vor Einleitung des Vergabeverfahrens den Auftraggeber be-
raten oder sonst unterstützt, so hat der Auftraggeber sicherzustellen, dass der Wettbewerb 
durch die Teilnahme des Bieters oder Bewerbers nicht verfälscht wird. 

§ 7 EG Nachweis der Eignung 
(1) Von den Unternehmen dürfen zum Nachweis ihrer Fachkunde, Leistungsfähigkeit und 

Zuverlässigkeit (Eignung) nur Unterlagen und Angaben gefordert werden, die durch den 
Gegenstand des Auftrags gerechtfertigt sind. Grundsätzlich sind Eigenerklärungen zu ver-
langen. Die Forderung von anderen Nachweisen als Eigenerklärungen haben die Auftrag-
geber in der Dokumentation zu begründen. 

(2) In finanzieller und wirtschaftlicher Hinsicht kann von dem Unternehmen zum Nachweis 
seiner Leistungsfähigkeit in der Regel Folgendes verlangt werden: 
a) Vorlage entsprechender Bankauskünfte, 
b) bei Dienstleistungsaufträgen entweder entsprechende Bankerklärungen oder den 

Nachweis entsprechender Berufshaftpflichtversicherungsdeckung, 
c) Vorlage von Bilanzen oder Bilanzauszügen des Unternehmens, falls deren Veröffent-

lichung nach dem Gesellschaftsrecht des Staates, in dem das Unternehmen ansässig 
ist, vorgeschrieben ist, 

d) Erklärung über den Gesamtumsatz des Unternehmens sowie den Umsatz bezüglich 
der besonderen Leistungsart, die Gegenstand der Vergabe ist, jeweils bezogen auf die 
letzten drei Geschäftsjahre. 

(3) In fachlicher und technischer Hinsicht kann das Unternehmen je nach Art, Menge und 
Verwendungszweck der zu erbringenden Leistung seine Leistungsfähigkeit folgenderma-
ßen nachweisen: 
a) durch eine Liste der wesentlichen in den letzten drei Jahren erbrachten Leistungen mit 

Angabe des Rechnungswertes, der Leistungszeit sowie der öffentlichen oder privaten 
Auftraggeber: 
- bei Leistungen an öffentliche Auftraggeber durch eine von der zuständigen Be-

hörde ausgestellte oder beglaubigte Bescheinigung, 

- bei Leistungen an private Auftraggeber durch eine von diesen ausgestellte Be-

scheinigung; ist eine derartige Bescheinigung nicht erhältlich, so ist eine einfache 

Erklärung des Unternehmens zulässig, 

b) durch die Beschreibung der technischen Ausrüstung, der Maßnahmen des Unterneh-
mens zur Gewährleistung der Qualität sowie der Untersuchungs- und Forschungsmög-
lichkeiten des Unternehmens, 

c) durch Angaben über die technische Leitung oder die technischen Stellen, unabhängig 
davon, ob sie dem Unternehmen angeschlossen sind oder nicht, und zwar insbesonde-
re über diejenigen, die mit der Qualitätskontrolle beauftragt sind, 
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d) bei Lieferaufträgen durch Muster, Beschreibungen und/oder Fotografien der zu 
erbringenden Leistung, deren Echtheit auf Verlangen des Auftraggebers nachgewiesen 
werden muss, 

e) bei Lieferaufträgen durch Bescheinigungen der zuständigen amtlichen Qualitätskon-
trollinstitute oder -dienststellen, mit denen bestätigt wird, dass die durch entsprechen-
de Bezugnahmen genau gekennzeichneten Leistungen bestimmten Spezifikationen 
oder Normen entsprechen, 

f) sind die zu erbringenden Leistungen komplexer Art oder sollen sie ausnahmsweise ei-
nem besonderen Zweck dienen, durch eine Kontrolle, die von den Behörden des Auf-
traggebers oder in deren Namen von einer anderen damit einverstandenen zuständigen 
amtlichen Stelle aus dem Land durchgeführt wird, in dem das Unternehmen ansässig 
ist; diese Kontrolle betrifft die Produktionskapazitäten und erforderlichenfalls die Un-
tersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten des Unternehmens sowie die von diesem 
zur Gewährleistung der Qualität getroffenen Vorkehrungen, 

g) durch Studiennachweise und Bescheinigungen über die berufliche Befähigung, insbe-
sondere der für die Leistungen verantwortlichen Personen. 

(4) Die Auftraggeber können Eignungsnachweise, die durch Präqualifizierungsverfahren er-
worben werden, zulassen. 

(5) Die Auftraggeber geben bereits in der Bekanntmachung an, welche Nachweise vorzule-
gen sind. Kann ein Unternehmen aus einem stichhaltigen Grund die vom Auftraggeber 
geforderten Nachweise nicht beibringen, so kann es seine Leistungsfähigkeit durch Vor-
lage anderer, vom Auftraggeber für geeignet erachteter Belege nachweisen. 

(6) Als Nachweis dafür, dass die Kenntnis gemäß § 6 EG Absatz 4 unrichtig ist und die dort 
genannten Fälle nicht vorliegen, akzeptieren die Auftraggeber einen Auszug aus dem 
Bundeszentralregister oder eine gleichwertige Urkunde einer zuständigen Gerichts- oder 
Verwaltungsbehörde des Herkunftslands. Wenn eine Urkunde oder Bescheinigung vom 
Herkunftsland nicht ausgestellt wird oder nicht vollständig alle vorgesehenen Fälle er-
wähnt, kann dies durch eine eidesstattliche Erklärung oder eine förmliche Erklärung vor 
einer zuständigen Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, einem Notar oder einer dafür qua-
lifizierten Berufsorganisation des Herkunftslands ersetzt werden. 

(7) Die Auftraggeber können von den Bewerbern oder Bietern entsprechende Bescheinigun-
gen der zuständigen Stellen oder Erklärungen darüber verlangen, dass die in § 6 EG Abs. 
6 genannten Ausschlussgründe auf sie nicht zutreffen. Als ausreichender Nachweis für 
das Nichtvorliegen der in § 6 EG Abs. 6 genannten Tatbestände sind zu akzeptieren: 

- bei den Buchstaben a) und b) ein Auszug aus dem Strafregister, eine Erklärung der 
Stelle, die das Insolvenzregister führt, oder - in Ermangelung solcher – eine 
gleichwertige Bescheinigung einer Gerichts- oder Verwaltungsbehörde des Ur-
sprungs- oder Herkunftslandes des Unternehmens, aus der hervorgeht, dass sich 
das Unternehmen nicht in einer solchen Lage befindet, 

- bei dem Buchstaben d) eine von der zuständigen Behörde des betreffenden Mit-
gliedstaates ausgestellte Bescheinigung. Wird eine solche Bescheinigung in dem 
betreffenden Land nicht ausgestellt oder werden darin nicht alle in § 6 EG Abs. 6 
Buchstaben a) bis c) vorgesehenen Fälle erwähnt, so kann sie durch eine eides-
stattliche Erklärung ersetzt werden, die das betreffende Unternehmen vor einer 
Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, einem Notar oder jeder anderen befugten Be-
hörde des betreffenden Staates abgibt. In den Staaten, in denen es einen derartigen 
Eid nicht gibt, kann dieser durch eine feierliche Erklärung ersetzt werden. Die zu-
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ständige Behörde oder der Notar stellen eine Bescheinigung über die Echtheit der 
eidesstattlichen oder der feierlichen Erklärung aus. 

(8) Unternehmen können aufgefordert werden, den Nachweis darüber zu erbringen, dass sie 
im Berufs- oder Handelsregister nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des Landes der 
Gemeinschaft oder des Vertragsstaates des EWR-Abkommens eingetragen sind, in dem 
sie ansässig sind.8 

(9) Ein Unternehmen kann sich, auch als Mitglied einer Bietergemeinschaft, zum Nachweis 
der Leistungsfähigkeit und Fachkunde der Fähigkeiten anderer Unternehmen bedienen, 
ungeachtet des rechtlichen Charakters der zwischen ihm und diesen Unternehmen beste-
henden Verbindungen. Es muss in diesem Fall dem Auftraggeber nachweisen, dass ihm 
die erforderlichen Mittel bei der Erfüllung des Auftrags zur Verfügung stehen, indem es 
beispielsweise eine entsprechende Verpflichtungserklärung dieser Unternehmen vorlegt. 

(10) Verlangen die Auftraggeber zum Nachweis dafür, dass das Unternehmen bestimmte 
Qualitätsanforderungen erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen von unabhängigen Qua-
litätsstellen, so nehmen diese auf Qualitätsnachweisverfahren auf der Grundlage der ein-
schlägigen Normen und auf Bescheinigungen Bezug, die durch Stellen zertifiziert sind, 
die den europäischen Zertifizierungsnormen entsprechen. Gleichwertige Bescheinigungen 
von Stellen aus anderen Mitgliedstaaten sind anzuerkennen. Die Auftraggeber erkennen 
auch andere gleichwertige Nachweise für Qualitätssicherungsmaßnahmen an. 

(11) Verlangen bei der Vergabe von Dienstleistungsaufträgen die Auftraggeber als Nachweis 
der technischen Leistungsfähigkeit, dass die Unternehmen bestimmte Normen für das 
Umweltmanagement erfüllen, die Vorlage von Bescheinigungen unabhängiger Stellen, so 
nehmen sie auf das Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umweltbe-
triebsprüfung (EMAS) oder auf Normen für das Umweltmanagement Bezug, die auf den 
einschlägigen europäischen oder internationalen Normen beruhen und von entsprechen-
den Stellen zertifiziert sind, die dem europäischen Gemeinschaftsrecht oder europäischen 
oder internationalen Zertifizierungsnormen entsprechen. Gleichwertige Bescheinigungen 
von Stellen in anderen Mitgliedstaaten sind anzuerkennen. Die Auftraggeber erkennen 
auch andere Nachweise für gleichwertige Umweltmanagementmaßnahmen an, die von 
den Unternehmen vorgelegt werden. 

(12) Die Unternehmen sind verpflichtet, die geforderten Nachweise vor Ablauf der Teilnah-
me- oder der Angebotsfrist oder der nach § 19 EG Abs. 2 vorgesehenen Frist einzurei-
chen, wenn diese nicht für den Auftraggeber auf elektronischem Weg verfügbar sind. 

(13) Die Auftraggeber können Unternehmen auffordern, die vorgelegten Nachweise zu ver-
vollständigen oder zu erläutern. 

                                          
8 Diese Berufs- oder Handelsregister sind: für die Bundesrepublik Deutschland das "Handelsregister", die "Handwerksrolle" und das "Vereinsre-
gister"; für Belgien das "Registre du commerce" oder das "Handelsregister" und die "Ordres professionnels" oder "Beroepsorden"; für Dänemark 
das "Aktieselskabs-Registret", das "Forenings-Registret" oder das "Handelsregistret" oder das "Erhvervs-og Selskabsstyrelsen"; für Frankreich das 
"Registre du commerce" und das "Répertoire des métiers"; für Italien das "Registro della Camera di Commercio, Industria, Agricoltura e Artigia-
nato" oder das "Registro delle Commissioni provinciali per l'artigianato" oder der "Consiglio nazionale degli ordini professionali"; für Luxemburg 
das "Registre aux firmes" und die "Rôle de la Chambre des métiers"; für die Niederlande das "Handelsregister"; für Portugal das "Registo Nacio-
nal das Pessoas Colectivas". Im Vereinigten Königreich und in Irland kann der Unternehmer zur Vorlage einer Bescheinigung des "Registrar of 
Companies" oder des "Registrar of Friendly Societies" aufgefordert werden, aus der hervorgeht, dass die Lieferfirma "incorporated" oder "registe-
red" ist, oder, wenn dies nicht der Fall ist, zur Vorlage einer Bescheinigung, wonach der betreffende Unternehmer eidesstattlich erklärt hat, dass er 
den betreffenden Beruf in dem Lande, in dem er ansässig ist, an einem bestimmten Ort und unter einem bestimmten Firmennamen ausübt; für 
Österreich das "Firmenbuch", das "Gewerberegister", die "Mitgliederverzeichnisse der Landeskammern", für Finnland das "Kaupparekisteri" - 
"Handelsregistret", für Island die "Firmaskrá", die "Hlutafelagaskrá", für Liechtenstein das "Gewerberegister", für Norwegen das "Foretaksregiste-
ret", für Schweden das "Aktiebolagsregistret", das "Handelsregistret" und das "Föreningsregistret". 
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§ 8 EG Leistungsbeschreibung, Technische Anforderungen 
(1) Die Leistung ist eindeutig und erschöpfend zu beschreiben, so dass alle Bewerber die Be-

schreibung im gleichen Sinne verstehen müssen und dass miteinander vergleichbare An-
gebote zu erwarten sind (Leistungsbeschreibung). 

(2) Die technischen Anforderungen sind in der Leistungsbeschreibung zu formulieren: 
1. entweder unter Bezugnahme auf die im Anhang TS definierten technischen Spezifika-

tionen in der Rangfolge: 
a) nationale Normen, mit denen europäische Normen umgesetzt werden, 
b) europäische technische Zulassungen, 
c) gemeinsame technische Spezifikationen, 
d) internationale Normen und andere technische Bezugssysteme, die von den europä-

ischen Normungsgremien erarbeitet wurden oder, 
e) falls solche Normen und Spezifikationen fehlen, nationale Normen, nationale 

technische Zulassungen oder nationale technische Spezifikationen für die Planung, 
Berechnung und Ausführung von Bauwerken und den Einsatz von Produkten;  

jede Bezugnahme ist mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen; 
2. oder in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen, die so genau zu fassen 

sind, dass sie ein klares Bild vom Auftragsgegenstand vermitteln und den Auftragge-
bern die Erteilung des Zuschlags ermöglichen;  

3. oder als Kombination von Nummer 1 und 2, d. h. 
a) in Form von Leistungsanforderungen unter Bezugnahme auf die Spezifikationen 

gemäß Nummer 1 als Mittel zur Vermutung der Konformität mit diesen Leistungs- 
und Funktionsanforderungen, 

b) oder mit Bezugnahme auf die Spezifikationen gemäß Nummer 1, hinsichtlich be-
stimmter Merkmale und mit Bezugnahme auf die Leistungs- und Funktionsanfor-
derungen gemäß Nummer 2 hinsichtlich anderer Merkmale. 

(3) Verweisen die Auftraggeber auf die in Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a) genannten tech-
nischen Anforderungen, so dürfen sie ein Angebot nicht mit der Begründung ablehnen, 
die angebotenen Waren und Dienstleistungen entsprächen nicht den von ihnen herange-
zogenen Spezifikationen, wenn die Unternehmen in ihren Angeboten den Auftraggebern 
mit geeigneten Mitteln nachweisen, dass die von ihnen vorgeschlagenen Lösungen den 
Anforderungen der technischen Spezifikation, auf die Bezug genommen wurde, gleicher-
maßen entsprechen. Als geeignete Mittel gelten insbesondere eine technische Beschrei-
bung des Herstellers oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle. 

(4) Legen die Auftraggeber die technischen Anforderungen in Form von Leistungs- oder 
Funktionsanforderungen fest, so dürfen sie ein Angebot, das einer nationalen Norm, mit 
der eine europäische Norm umgesetzt wird oder einer europäischen technischen Zulas-
sung, einer gemeinsamen technischen Spezifikation, einer internationalen Norm oder ei-
nem technischen Bezugssystem, das von den europäischen Normungsgremien erarbeitet 
wurde, entspricht, nicht zurückweisen, wenn diese Spezifikationen die von ihnen gefor-
derten Leistungs- oder Funktionsanforderungen betreffen. Die Bieter müssen in ihren An-
geboten mit geeigneten Mitteln nachweisen, dass die der Norm entsprechende jeweilige 
Ware oder Dienstleistung den Leistungs- oder Funktionsanforderungen der Auftraggeber 
entspricht. Als geeignete Mittel gelten insbesondere eine technische Beschreibung des 
Herstellers oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle. 
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(5) Schreiben die Auftraggeber Umwelteigenschaften in Form von Leistungs- oder Funkti-
onsanforderungen vor, so können sie die Spezifikationen verwenden, die in europäischen, 
multinationalen oder anderen Umweltzeichen definiert sind, wenn  
a) sie sich zur Definition der Merkmale des Auftragsgegenstandes eignen, 
b) die Anforderungen des Umweltzeichens auf der Grundlage von wissenschaftlich ab-

gesicherten Informationen ausgearbeitet werden, 
c) die Umweltzeichen im Rahmen eines Verfahrens erlassen werden, an dem interessier-

te Kreise wie staatliche Stellen, Verbraucher, Hersteller, Händler und Umweltorgani-
sationen teilnehmen können und 

d) das Umweltzeichen für alle Betroffenen zugänglich und verfügbar ist. 
Die Auftraggeber können in den Vergabeunterlagen angeben, dass bei Waren oder 
Dienstleistungen, die mit einem Umweltzeichen ausgestattet sind, vermutet wird, dass sie 
den in der Leistungs- oder Aufgabenbeschreibung festgelegten technischen Anforderun-
gen genügen. Die Auftraggeber müssen jedes andere geeignete Beweismittel, wie techni-
sche Unterlagen des Herstellers oder Prüfberichte anerkannter Stellen, akzeptieren. 

(6) Anerkannte Stellen sind die Prüf- und Eichlaboratorien im Sinne des Eichgesetzes sowie 
die Inspektions- und Zertifizierungsstellen, die mit den anwendbaren europäischen Nor-
men übereinstimmen. Die Auftraggeber erkennen Bescheinigungen von in anderen Mit-
gliedstaaten ansässigen anerkannten Stellen an. 

(7) Soweit es nicht durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt ist, darf in den technischen 
Anforderungen nicht auf eine bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein besonderes 
Verfahren oder auf Marken, Patente, Typen, einen bestimmten Ursprung oder eine be-
stimmte Produktion verwiesen werden, wenn dadurch bestimmte Unternehmen oder be-
stimmte Produkte begünstigt oder ausgeschlossen werden. Solche Verweise sind jedoch 
ausnahmsweise zulässig, wenn der Auftragsgegenstand nicht hinreichend genau und all-
gemein verständlich beschrieben werden kann; solche Verweise sind mit dem Zusatz „o-
der gleichwertig“ zu versehen. 

§ 9 EG Vergabeunterlagen 
(1) Die Vergabeunterlagen umfassen alle Angaben, die erforderlich sind, um eine Entschei-

dung zur Teilnahme am Vergabeverfahren oder zur Angebotsabgabe zu ermöglichen. Sie 
bestehen in der Regel aus 
a) dem Anschreiben (Aufforderung zur Angebotsabgabe oder Begleitschreiben für die 

Abgabe der angeforderten Unterlagen), 
b) der Beschreibung der Einzelheiten der Durchführung des Verfahrens (Bewerbungsbe-

dingungen), einschließlich der Angabe der Zuschlagskriterien und deren Gewichtung, 
sofern nicht in der Bekanntmachung bereits genannt und  

c) den Vertragsunterlagen, die aus Leistungsbeschreibung und Vertragsbedingungen be-
stehen. 

(2) Die Auftraggeber haben die Zuschlagskriterien zu gewichten. Die Gewichtung kann mit 
einer angemessenen Marge erfolgen. Kann nach Ansicht der Auftraggeber die Gewich-
tung aus nachvollziehbaren Gründen nicht angegeben werden, so legen die Auftraggeber 
die Kriterien in absteigender Reihenfolge ihrer Bedeutung fest. 

(3) Im offenen Verfahren darf bei direkter oder postalischer Übermittlung für die Vervielfäl-
tigung der Vergabeunterlagen Kostenersatz gefordert werden. Die Höhe des Kostenersat-
zes ist in der Bekanntmachung anzugeben. 

(4) Sofern die Auftraggeber Nachweise verlangen, haben sie diese in einer abschließenden 
Liste zusammenzustellen. 
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(5) Die Auftraggeber können Nebenangebote zulassen. Fehlt eine entsprechende Angabe in 
der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen, sind keine Nebenangebote zugelassen. 
Lassen die Auftraggeber Nebenangebote zu, legen sie hierzu in der Bekanntmachung oder 
den Vergabeunterlagen Mindestanforderungen fest. 
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§ 10 EG Aufforderung zur Angebotsabgabe und zur Teilnahme am wettbewerblichen Dia-
log 

(1) Ist ein Teilnahmewettbewerb durchgeführt worden, so wählen die Auftraggeber anhand 
der mit den Teilnahmeanträgen vorgelegten oder durch die Bewerber elektronisch verfüg-
bar gemachten Unterlagen unter den Bewerbern, die den Anforderungen an Fachkunde, 
Leistungsfähigkeit, und Zuverlässigkeit entsprechen, diejenigen aus, die sie gleichzeitig 
und unter Beifügen der Vergabeunterlagen in Textform auffordern, in einem nicht offenen 
oder einem Verhandlungsverfahren ein Angebot einzureichen oder am wettbewerblichen 
Dialog teilzunehmen. Teilnahmeanträge, die nach Ablauf der vorgeschriebenen Einrei-
chungsfrist nicht den Anforderungen des § 14 EG entsprechen, dürfen nicht berücksich-
tigt werden. 

(2) Bei Aufforderung zur Angebotsabgabe in nicht offenen Verfahren und Verhandlungsver-
fahren oder zur Teilnahme an einem wettbewerblichen Dialog enthalten die Vergabeun-
terlagen mindestens Folgendes: 

a) im nicht offenen Verfahren und Verhandlungsverfahren mit öffentlichem Teil-
nahmewettbewerb den Hinweis auf die veröffentlichte Bekanntmachung, 

b) beim wettbewerblichen Dialog den Termin und den Ort des Beginns der Dialog-
phase, 

c) alle vorgesehenen Zuschlagskriterien, einschließlich deren Gewichtung oder, so-
fern diese aus nachvollziehbaren Gründen nicht angegeben werden können, der 
absteigenden Reihenfolge der ihnen zuerkannten Bedeutung, 

d) ob beabsichtigt ist, ein Verhandlungsverfahren oder einen wettbewerblichen Dia-
log in verschiedenen Phasen abzuwickeln, um die Zahl der Angebote zu verrin-
gern, 

e) die Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Ver-
stöße gegen Vergabestimmungen wenden kann. Die Angaben zu Buchstaben c) 
und d) können anstatt in der Aufforderung auch in der Vergabebekanntmachung 
erfolgen. 

§ 11 EG Vertragsbedingungen 
(1) Die Allgemeinen Vertragsbedingungen (VOL/B) sind grundsätzlich zum Vertragsgegens-

tand zu machen. Zusätzliche Allgemeine Vertragsbedingungen dürfen der VOL/B nicht 
widersprechen. Für die Erfordernisse einer Gruppe gleichgelagerter Einzelfälle können 
Ergänzende Vertragsbedingungen Abweichungen von der VOL/B vorsehen. 

(2) Vertragsstrafen sollen nur für die Überschreitung von Ausführungsfristen vereinbart wer-
den, wenn die Überschreitung erhebliche Nachteile verursachen kann. Die Strafe ist in 
angemessenen Grenzen zu halten. 

(3) Andere Verjährungsfristen als nach § 14 VOL/B sind nur vorzusehen, wenn dies nach der 
Eigenart der Leistung erforderlich ist. 

(4) Auf Sicherheitsleistungen soll ganz oder teilweise verzichtet werden, es sei denn sie er-
scheinen ausnahmsweise für die sach- und fristgemäße Durchführung der verlangten Leis-
tung notwendig. Die Sicherheit für die Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen aus dem 
Vertrag soll 5 vom Hundert der Auftragssumme nicht überschreiten. 

(5) Wird ein Unternehmen, das nicht öffentlicher Auftraggeber ist, mit der Wahrnehmung 
oder Durchführung einer öffentlichen Aufgabe betraut, verpflichtet der Auftraggeber das 
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Unternehmen, sofern es Unteraufträge an Dritte vergibt, die Regeln über die Berücksich-
tigung mittelständischer Interessen (§ 2 EG Abs. 2) einzuhalten. 

§ 12 EG Fristen9

(1) Bei der Festsetzung der Fristen für den Eingang der Angebote und der Anträge auf Teil-
nahme berücksichtigen die Auftraggeber unbeschadet der nachstehend festgelegten Min-
destfristen insbesondere die Komplexität des Auftrags und die Zeit, die für die Ausarbei-
tung der Angebote erforderlich ist. Die Auftraggeber bestimmen eine angemessene Frist, 
innerhalb der die Bieter an ihre Angebote gebunden sind (Bindefrist). 

(2) Beim offenen Verfahren beträgt die Angebotsfrist mindestens 52 Tage, gerechnet vom 
Tage der Absendung der Bekanntmachung an. 

(3) Diese Angebotsfrist kann verkürzt werden, wenn 
a) die öffentlichen Auftraggeber eine Vorinformation gemäß § 15 EG Abs. 6 nach dem 

vorgeschriebenen Muster (Anhang I der Verordnung (EG) zur Einführung von Stan-
dardformularen für die Veröffentlichung von Vergabebekanntmachungen im Rahmen 
von Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge gemäß der Richtlinie 2004/17/EG 
und der Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rats in der je-
weils geltenden Fassung) mindestens 52 Tage, höchstens aber 12 Monate vor dem 
Zeitpunkt der Absendung der Bekanntmachung des Auftrags im Offenen Verfahren 
nach § 15 EG Abs. 1 - 4 im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften oder in ih-
rem Beschafferprofil nach § 15 EG Abs. 5 veröffentlicht haben. Diese Vorinformation 
oder das Beschafferprofil muss mindestens ebenso viele Informationen wie das Mus-
ter einer Bekanntmachung für das offene Verfahren (Anhang II der in Satz 1 genann-
ten Verordnung (EG)) enthalten, soweit diese Informationen zum Zeitpunkt der Ver-
öffentlichung der Bekanntmachung für die Vorinformation vorlagen, und  

b) die verkürzte Frist für die Interessenten ausreicht, um ordnungsgemäße Angebote ein-
reichen zu können. Sie sollte in der Regel nicht weniger als 36 Tage vom Zeitpunkt 
der Absendung der Bekanntmachung des Auftrags an betragen; sie muss auf jeden 
Fall mindestens 22 Tage betragen. 

(4) Beim nicht offenen Verfahren, wettbewerblichen Dialog und im Verhandlungsverfahren 
mit öffentlichem Teilnahmewettbewerb beträgt die von den Auftraggebern festzusetzende 
Frist für den Antrag auf Teilnahme mindestens 37 Tage ab dem Tag der Absendung der 
Bekanntmachung. In Fällen besonderer Dringlichkeit (beschleunigtes Verfahren) beim 
nicht offenen Verfahren und Verhandlungsverfahren mit öffentlichem Teilnahmewettbe-
werb beträgt diese Frist mindestens 15 Tage oder mindestens 10 Tage bei elektronischer 
Übermittlung, jeweils gerechnet vom Tag der Absendung der Bekanntmachung an. 

(5) Die von den Auftraggebern festzusetzende Angebotsfrist beim nicht offenen Verfahren 
beträgt mindestens 40 Tage, gerechnet vom Tag der Absendung der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe an. In Fällen besonderer Dringlichkeit beträgt die Frist mindestens 10 
Tage, gerechnet vom Tage der Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe an. Ha-
ben die Auftraggeber eine Vorinformation veröffentlicht, können sie die Frist für den 
Eingang der Angebote im Allgemeinen auf 36 Tage ab dem Tag der Absendung der Auf-
forderung zur Angebotsabgabe, jedoch keinesfalls weniger als 22 Tage festsetzen. Absatz 
3 Buchstabe a) gilt entsprechend. 

                                          
9 Die Berechnung der Fristen erfolgt nach der Verordnung (EWG/ -Euratom) Nr. 1182/71 des Rates vom 3. Juni 1971 zur Festlegung 
der Regeln für die Fristen, Daten und Termine, ABl. EG Nr. L 124 vom 8. Juni 1971, S. 1 (vgl. Anhang III). 
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(6) Bei elektronisch erstellten und übermittelten Bekanntmachungen können die Fristen nach 
Abs. 2 und 3 Buchstabe b) und Abs. 4 Satz 1 um 7 Tage verkürzt werden. Machen die 
Auftraggeber die Vergabeunterlagen und alle zusätzliche Unterlagen elektronisch frei, di-
rekt und vollständig verfügbar, können sie die Frist für den Eingang der Angebote nach 
Absatz 2 und Abs. 5 Satz 1 um weitere 5 Tage verkürzen. 

(7) Machen die Auftraggeber die Vergabeunterlagen und alle zusätzlichen Unterlagen nicht 
auf elektronischem Weg frei, direkt und vollständig verfügbar und sind die Vergabeunter-
lagen und die zusätzlichen Unterlagen rechtzeitig angefordert worden, so müssen die Auf-
traggeber die genannten Unterlagen innerhalb von 6 Tagen nach Eingang des Antrags an 
die Unternehmen absenden. 

(8) Die Auftraggeber müssen rechtzeitig angeforderte zusätzliche Auskünfte über die Verga-
beunterlagen und das Anschreiben spätestens 6 Tage, beim nicht offenen Verfahren oder 
beschleunigten Verhandlungsverfahren spätestens 4 Tage vor Ablauf der Angebotsfrist er-
teilen. 

(9) Können die Angebote nur nach einer Ortsbesichtigung oder Einsichtnahme in nicht über-
sandte Vergabeunterlagen erstellt werden oder konnten die Fristen nach Absatz 7 oder 8 
nicht eingehalten werden, so sind die Angebotsfristen entsprechend zu verlängern. 

(10) Bis zum Ablauf der Angebotsfrist können Angebote in allen für deren Einreichung vor-
gesehenen Formen zurückgezogen werden. 

§ 13 EG Grundsätze der Informationsübermittlung 
(1) Die Auftraggeber geben in der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen an, ob In-

formationen auf dem Postweg, mittels Telekopie, direkt, elektronisch oder durch eine 
Kombination dieser Kommunikationsmittel übermittelt werden.  

(2) Das für die elektronische Übermittlung gewählte Netz muss allgemein verfügbar sein und 
darf den Zugang der Bewerber oder Bieter zu den Vergabeverfahren nicht beschränken. 
Die dafür zu verwendenden Programme und ihre technischen Merkmale müssen 
- allgemein zugänglich, 
- kompatibel mit allgemein verbreiteten Erzeugnissen der Informations- und Kommu-

nikationstechnologie und 
- nichtdiskriminierend sein. 

(3) Die Auftraggeber haben dafür Sorge zu tragen, dass den interessierten Unternehmen die 
Informationen über die Anforderungen an die Geräte, die für die elektronische Übermitt-
lung der Anträge auf Teilnahme und der Angebote erforderlich sind, einschließlich Ver-
schlüsselung zugänglich sind. Außerdem muss gewährleistet sein, dass die Geräte die in 
Anhang II genannten Anforderungen erfüllen können. 

§ 14 EG Anforderungen an Teilnahmeanträge 
(1) Die Auftraggeber gewährleisten die Unversehrtheit und die Vertraulichkeit der übermit-

telten Teilnahmeanträge. 
(2) Auf dem Postweg oder direkt übermittelte Teilnahmeanträge sind in einem verschlosse-

nen Umschlag einzureichen und als solche zu kennzeichnen. Bis zum Ablauf der für ihre 
Einreichung vorgesehenen Frist werden sie unter Verschluss gehalten. 

(3) Bei mittels Telekopie übermittelten Teilnahmeanträgen ist dies durch entsprechende or-
ganisatorische und technische Lösungen nach den Anforderungen des Auftraggebers si-
cherzustellen; dies gilt auch für elektronisch übermittelte Teilnahmeanträge, wobei deren 
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Vertraulichkeit durch Verschlüsselung sicher zu stellen ist. Die Verschlüsselung muss bis 
zum Ablauf der für die Einreichung vorgesehenen Frist aufrechterhalten bleiben. 

(4) Telefonisch angekündigte Teilnahmeanträge sind vom Bewerber vor Ablauf der Frist für 
die Abgabe der Teilnahmeanträge in Textform einzureichen. 

§ 15 EG Bekanntmachung, Versand der Vergabeunterlagen 
(1) Die Bekanntmachung einer beabsichtigten Auftragsvergabe wird nach dem in Anhang II 

der Verordnung (EG) zur Einführung von Standardformularen für die Veröffentlichung 
von Vergabebekanntmachungen im Rahmen von Verfahren zur Vergabe öffentlicher Auf-
träge gemäß der Richtlinie 2004/17/EG und der Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rats in der jeweils geltenden Fassung enthaltenen Muster erstellt. 

(2) Die Bekanntmachung ist auf elektronischem10 oder auf anderem Wege unverzüglich dem 
Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften11 zu übermitteln. 
Sofern keine elektronische Übermittlung der Bekanntmachung erfolgt, ist der Inhalt der 
Bekanntmachung auf ca. 650 Worte beschränkt. In Fällen besonderer Dringlichkeit muss 
die Bekanntmachung mittels Telekopie oder auf elektronischem Weg übermittelt werden. 
Die Auftraggeber muss den Tag der Absendung nachweisen können. 

(3) Elektronisch erstellte und übersandte Bekanntmachungen werden spätestens fünf Tage 
nach ihrer Absendung an das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht. Nicht elektronisch erstellte und übersandte Bekanntma-
chungen werden spätestens zwölf Tage nach der Absendung veröffentlicht. Die Bekannt-
machungen werden unentgeltlich ungekürzt im Supplement zum Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften in der jeweiligen Originalsprache und eine Zusammenfassung der 
wichtigsten Bestandteile davon in den anderen Amtssprachen der Gemeinschaft veröffent-
licht; hierbei ist nur der Wortlaut in der Originalsprache verbindlich. 

(4) Die Bekanntmachung darf in der Bundesrepublik Deutschland nicht vor dem Tag der Ab-
sendung an das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften 
veröffentlicht werden. Diese Veröffentlichung darf keine anderen Angaben enthalten als 
die an das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften abge-
sandten Bekanntmachung oder als in einem Beschafferprofil veröffentlicht wurden. Auf 
das Datum der Absendung der europaweiten Bekanntmachung an das Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften ist in der nationalen Bekanntma-
chung hinzuweisen. 

(5) Die Auftraggeber können im Internet ein Beschafferprofil einrichten. Es enthält Angaben 
über geplante und laufende Vergabeverfahren, über vergebene Aufträge sowie alle sonsti-
gen für die Auftragsvergabe relevanten Informationen wie zum Beispiel Kontaktstelle, 
Telefon- und Telefaxnummer, Anschrift, E-Mail-Adresse des Auftraggebers. 

(6) Die Auftraggeber veröffentlichen sobald wie möglich nach Beginn des jeweiligen Haus-
haltsjahres nicht verbindliche Bekanntmachungen, die Angaben enthalten über alle für die 
nächsten zwölf Monate beabsichtigten Aufträge, deren nach der Vergabeverordnung ge-
schätzter Wert jeweils mindestens 750.000 EURO beträgt. Die Lieferaufträge sind nach 
Warenbereichen unter Bezugnahme auf die Verordnung (EG) über das Gemeinsame Vo-
kabular für öffentliche Aufträge (CPV) des Europäischen Parlaments und des Rates in der 

                                          
10 Das Muster und die Modalitäten für die elektronische Übermittlung der Bekanntmachungen sind unter der Internetadresse 
http://simap.europa.eu/ abrufbar. 
11 Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, 2, rue Mercier, L-2985 Luxemburg 
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jeweils geltenden Fassung aufzuschlüsseln, die Dienstleistungsaufträge nach den im An-
hang I A genannten Kategorien. 

(7) Die Vorinformation wird sobald wie möglich nach Beginn des Haushaltsjahres an das 
Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften gesandt oder im 
Beschafferprofil veröffentlicht. Veröffentlichen die Auftraggeber eine Vorinformation im 
Beschafferprofil, melden sie dies dem Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäi-
schen Gemeinschaften zuvor auf elektronischem Wege nach dem im Anhang VIII der in 
Abs. 1 genannten Verordnung (EG) enthaltenen Muster. Die Bekanntmachung ist nur 
dann zwingend vorgeschrieben, wenn die Auftraggeber die Möglichkeit wahrnehmen, die 
Frist für den Eingang der Angebote gemäß § 12 EG Abs. 3 zu verkürzen. 

(8) Die Bekanntmachung über die Vorinformation ist nach dem im Anhang I der in Abs. 1 
genannten Verordnung (EG) enthaltenen Muster zu erstellen und an das Amt für amtliche 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften zu übermitteln. 

(9) Die Auftraggeber können auch Bekanntmachungen über öffentliche Liefer- oder Dienst-
leistungsaufträge, die nicht der Bekanntmachungspflicht unterliegen, an das Amt für amt-
liche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften übermitteln. 

(10) Die Auftraggeber benennen die Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nach-
prüfung von Vergabeverstößen wenden kann. 

(11) Die Vergabeunterlagen sind zu übermitteln 
a) im offenen Verfahren an alle anfordernden Unternehmen, 
b) im nicht offenen Verfahren und Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb an 

die Unternehmen, die einen Teilnahmeantrag gestellt haben, geeignet sind und ausge-
wählt wurden oder 

c) bei Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb an die Unternehmen, die von 
den Auftraggebern ausgewählt wurden. 

(12) Die Namen der Unternehmen, die Vergabeunterlagen erhalten oder eingesehen haben, 
sind vertraulich zu behandeln. 

§ 16 EG Form und Inhalt der Angebote 
(1) Die Auftraggeber legen fest, in welcher Form die Angebote einzureichen sind. Auf dem 

Postweg oder direkt übermittelte Angebote müssen unterschrieben sein; elektronisch ü-
bermittelte Angebote sind mit einer „fortgeschrittenen elektronischen Signatur“ nach dem 
Signaturgesetz12 und den Anforderungen der Auftraggeber oder mit einer „qualifizierten 
elektronischen Signatur“ nach dem Signaturgesetz zu versehen; bei Abgabe des Angebo-
tes mittels Telekopie genügt die Unterschrift auf der Telekopievorlage. 

(2) Die Auftraggeber haben die Unversehrtheit und Vertraulichkeit der Angebote zu gewähr-
leisten. Auf dem Postweg oder direkt zu übermittelnde Angebote sind in einem verschlos-
senen Umschlag einzureichen, als solche zu kennzeichnen und bis zum Ablauf der Ange-
botsfrist unter Verschluss zu halten. Bei elektronisch zu übermittelnden Angeboten ist die 
Unversehrtheit durch entsprechende organisatorische und technische Lösungen nach den 
Anforderungen des Auftraggebers und die Vertraulichkeit durch Verschlüsselung sicher-
zustellen. Die Verschlüsselung muss bis zum Ablauf der Angebotsfrist aufrechterhalten 
bleiben. 

                                          
12 Gesetz zur digitalen Signatur (Signaturgesetz – SigG). 
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(3) Die Angebote müssen alle geforderten Angaben, Erklärungen und Preise enthalten. 
(4) Änderungen an den Vertragsunterlagen sind unzulässig. Änderungen des Bieters an sei-

nen Eintragungen müssen zweifelsfrei sein. 
(5) Der Bieter hat auf Verlangen im Angebot anzugeben, ob für den Gegenstand des Ange-

bots gewerbliche Schutzrechte bestehen oder von dem Bieter oder anderen beantragt sind. 
Der Bieter hat stets anzugeben, wenn er erwägt, Angaben aus seinem Angebot für die 
Anmeldung eines gewerblichen Schutzrechtes zu verwerten. 

(6) Bietergemeinschaften haben in den Angeboten jeweils die Mitglieder sowie eines ihrer 
Mitglieder als bevollmächtigten Vertreter für den Abschluss und die Durchführung des 
Vertrages zu benennen. Fehlt eine dieser Angaben im Angebot, so ist sie vor der Zu-
schlagserteilung beizubringen. 

§ 17 EG Öffnung der Angebote 
(1) Auf dem Postweg und direkt übermittelte Angebote sind ungeöffnet zu lassen, mit Ein-

gangsvermerk zu versehen und bis zum Zeitpunkt der Öffnung unter Verschluss zu halten. 
Elektronische Angebote sind auf geeignete Weise zu kennzeichnen und verschlüsselt auf-
zubewahren. Mittels Telekopie eingereichte Angebote sind ebenfalls entsprechend zu 
kennzeichnen und auf geeignete Weise unter Verschluss zu halten. 

(2) Die Öffnung der Angebote wird von mindestens zwei Vertretern des Auftraggebers ge-
meinsam durchgeführt und dokumentiert. Bieter sind nicht zugelassen. Dabei wird min-
destens festgehalten: 
a) Name und Anschrift der Bieter 
b) die Endbeträge ihrer Angebote und andere den Preis betreffende Angaben, 
c) ob und von wem Nebenangebote eingereicht worden sind. 

(3) Die Angebote und ihre Anlagen sowie die Dokumentation über die Angebotsöffnung sind 
auch nach Abschluss des Vergabeverfahrens sorgfältig zu verwahren und vertraulich zu 
behandeln. 

§ 18 EG Aufklärung des Angebotsinhalts, Verhandlungsverbot 
Im offenen und im nicht offenen Verfahren dürfen die Auftraggeber von den Bietern nur Aufklä-
rungen über das Angebot oder deren Eignung verlangen. Verhandlungen sind unzulässig. 

§ 19 EG Prüfung und Wertung der Angebote 
(1) Die Angebote sind auf Vollständigkeit sowie auf rechnerische und fachliche Richtigkeit 

zu prüfen. 
(2) Erklärungen und Nachweise, die auf Anforderung der Auftraggeber bis zum Ablauf der 

Angebotsfrist nicht vorgelegt wurden, können bis zum Ablauf einer zu bestimmenden 
Nachfrist nachgefordert werden. Dies gilt nicht für Preisangaben, es sei denn, es handelt 
sich um unwesentliche Einzelpositionen, deren Einzelpreise den Gesamtpreis nicht verän-
dern oder die Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb nicht beeinträchtigen. 

(3) Ausgeschlossen werden: 
a) Angebote, die nicht die geforderten oder nachgeforderten Erklärungen und Nachweise 

enthalten, 
b) Angebote, die nicht unterschrieben bzw. nicht elektronisch signiert sind, 
c) Angebote, in denen Änderungen des Bieters an seinen Eintragungen nicht zweifelsfrei 

sind, 
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d) Angebote, bei denen Änderungen oder Ergänzungen an den Vertragsunterlagen vor-
genommen worden sind, 

e) Angebote, die nicht form- oder fristgerecht eingegangen sind, es sei denn, der Bieter 
hat dies nicht zu vertreten13, 

f) Angebote von Bietern, die in Bezug auf die Vergabe eine unzulässige, wettbewerbs-
beschränkende Abrede getroffen haben, 

g) nicht zugelassene Nebenangebote sowie Nebenangebote, die die verlangten Mindest-
anforderungen nicht erfüllen. 

(4) Außerdem können Angebote von Bietern, ausgeschlossen werden, die auch als Bewerber 
von der Teilnahme am Wettbewerb hätten ausgeschlossen werden können (§ 6 EG Abs. 
6). 

(5) Bei der Auswahl der Angebote, die für den Zuschlag in Betracht kommen, sind nur Bieter 
zu berücksichtigen, die für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen erforderliche 
Eignung besitzen. 

(6) Erscheint ein Angebot im Verhältnis zu der zu erbringenden Leistung ungewöhnlich nied-
rig, verlangen die Auftraggeber vom Bieter Aufklärung. Auf Angebote, deren Preise in 
offenbarem Missverhältnis zur Leistung stehen, darf der Zuschlag nicht erteilt werden. 

(7) Angebote, die aufgrund einer staatlichen Beihilfe ungewöhnlich niedrig sind, können al-
lein aus diesem Grund nur dann zurückgewiesen werden, wenn das Unternehmen nach 
Aufforderung innerhalb einer von den Auftraggebern festzulegenden ausreichenden Frist 
nicht nachweisen kann, dass die betreffende Beihilfe rechtmäßig gewährt wurde. Auftrag-
geber, die unter diesen Umständen ein Angebot zurückweisen, müssen die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften darüber unterrichten. 

(8) Bei der Wertung der Angebote berücksichtigen die Auftraggeber entsprechend der be-
kannt gegebenen Gewichtung vollständig und ausschließlich die Kriterien, die in der Be-
kanntmachung oder den Vergabeunterlagen genannt sind. 

(9) Bei der Entscheidung über den Zuschlag berücksichtigen die Auftraggeber verschiedene 
durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigte Kriterien, beispielsweise Qualität, Preis, 
technischer Wert, Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Umwelteigenschaften, Betriebskosten, Le-
benszykluskosten, Rentabilität, Kundendienst und technische Hilfe, Lieferzeitpunkt und 
Lieferungs- oder Ausführungsfrist. 

§ 20 EG Aufhebung von Vergabeverfahren 

(1) Die Vergabeverfahren können ganz oder bei Vergabe nach Losen auch teilweise aufgeho-
ben werden, wenn 
a) kein Angebot eingegangen ist, das den Bewerbungsbedingungen entspricht, 

b) sich die Grundlagen der Vergabeverfahren wesentlich geändert haben, 

c) sie kein wirtschaftliches Ergebnis gehabt haben, 

d) andere schwerwiegende Gründe bestehen. 

(2) Die Bewerber oder Bieter sind von der Aufhebung der Vergabeverfahren unter Bekannt-
gabe der Gründe unverzüglich zu benachrichtigen. 

(3) Die Auftraggeber teilen den Bewerbern oder Bietern nach Aufhebung des Vergabeverfah-
rens unverzüglich die Gründe für ihre Entscheidung mit, auf die Vergabe eines im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften bekannt gemachten Auftrages zu verzichten oder 
das Verfahren erneut einzuleiten. Auf Antrag teilen sie ihnen dies auch in Textform mit. 

                                          
13 Berichtigt, Banz. Nr. 32, Seite 755 vom 26. 02. 2010 
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(4) Die Entscheidung, auf die Vergabe eines Auftrages zu verzichten, teilen die Auftraggeber 
dem Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften14 mit. 

§ 21 EG Zuschlag 
(1) Der Zuschlag ist auf das unter Berücksichtigung aller Umstände wirtschaftlichste Ange-

bot zu erteilen. Der niedrigste Angebotspreis allein ist nicht entscheidend. 
(2) Die Annahme eines Angebotes (Zuschlag) erfolgt in Schriftform, elektronischer Form o-

der mittels Telekopie. 
(3) Bei einer Zuschlagserteilung in elektronischer Form genügt eine „fortgeschrittene elekt-

ronische Signatur“ nach dem Signaturgesetz, bei Übermittlung durch Telekopie genügt 
die Unterschrift auf der Telekopievorlage. 

§ 22 EG Nicht berücksichtigte Bewerbungen und Angebote 
(1) Die Auftraggeber teilen unverzüglich, spätestens innerhalb von 15 Tagen nach Eingang 

eines entsprechenden Antrags, den nicht berücksichtigten Bietern die Gründe für die Ab-
lehnung ihres Angebotes, die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebots sowie 
den Namen des erfolgreichen Bieters und den nicht berücksichtigten Bewerbern die 
Gründe für ihre Nichtberücksichtigung mit. 

(2) Die Auftraggeber können die Informationen zurückhalten, wenn die Weitergabe den Ge-
setzesvollzug vereiteln würde oder sonst nicht im öffentlichen Interesse läge, oder die be-
rechtigten Geschäftsinteressen von Unternehmen oder den fairen Wettbewerb beeinträch-
tigen würde. 

§ 23 EG Bekanntmachung über die Auftragserteilung 
(1) Die Auftraggeber machen innerhalb von 48 Tagen nach Vergabe des Auftrags über jeden 

vergebenen Auftrag Mitteilung nach dem im Anhang III der Verordnung (EG) zur Ein-
führung von Standardformularen für die Veröffentlichung von Vergabebekanntmachun-
gen im Rahmen von Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge gemäß der Richtlinie 
2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rats in der jeweils geltenden Fassung 
an das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften.15

 Die 
Auftraggeber brauchen bestimmte Angaben über die Auftragsvergabe jedoch nicht mitzu-
teilen, wenn die Weitergabe den Gesetzesvollzug vereiteln würde oder dies dem öffentli-
chen Interesse zuwiderläuft, die legitimen geschäftlichen Interessen einzelner öffentlicher 
oder privater Unternehmen berührt oder den fairen Wettbewerb zwischen den Unterneh-
men beeinträchtigen würde. 

(2) Bei der Mitteilung von vergebenen Aufträgen über Dienstleistungen nach Anhang I B ge-
ben die Auftraggeber an, ob sie mit der Veröffentlichung einverstanden sind. 

(3) Bei Rahmenvereinbarungen umfasst die Bekanntmachung den Abschluss der Rahmenver-
einbarung, aber nicht die Einzelaufträge, die aufgrund der Rahmenvereinbarung vergeben 
wurden. 

(4) Die Auftraggeber können die Bekanntmachung nach Abs. 1 mit dem Ergebnis der Verga-
be der Einzelaufträge im Rahmen eines dynamisch elektronischen Verfahrens pro Quartal 
eines Kalenderjahres zusammenfassen. In diesem Fall versenden sie die Zusammenstel-
lung spätestens 48 Tage nach Quartalsende. 

                                          
14 Amt für amtliche Veröffentlichungen, der Europäischen Gemeinschaften, 2, rue Mercier, L-2985 Luxemburg 
15 Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, 2, rue Mercier, L-2985 Luxemburg 

  



 - 40 - 

§ 24 EG Dokumentation 
(1) Das Vergabeverfahren ist von Anbeginn fortlaufend zu dokumentieren, so dass die ein-

zelnen Stufen des Verfahrens, die einzelnen Maßnahmen sowie die Begründung der ein-
zelnen Entscheidungen festgehalten werden. 

(2) Die Dokumentation umfasst mindestens Folgendes: 
a) den Namen und die Anschrift des öffentlichen Auftraggebers, Gegenstand und Wert 

des Auftrags, der Rahmenvereinbarung oder des dynamischen Beschaffungssystems, 
b) die Namen der berücksichtigten Bewerber oder Bieter und die Gründe für ihre Aus-

wahl, 
c) die Namen der nicht berücksichtigten Bewerber oder Bieter und die Gründe für ihre 

Ablehnung, 
d) die Gründe für die Ablehnung von ungewöhnlich niedrigen Angeboten, 
e) den Namen des erfolgreichen Bieters und die Gründe für die Auswahl seines Ange-

bots sowie – falls bekannt – den Anteil am Auftrag oder an der Rahmenvereinbarung, 
den der Zuschlagsempfänger an Dritte weiterzugeben beabsichtigt, 

f) bei nicht offenen Verfahren, Verhandlungsverfahren und wettbewerblichen Dialogen 
die Gründe, die die Anwendung dieser Verfahrens rechtfertigen, 

g) gegebenenfalls die Gründe, aus denen die Auftraggeber auf die Vergabe eines Auf-
trags, den Abschluss einer Rahmenvereinbarung oder die Einrichtung eines dynami-
schen Beschaffungssystems verzichtet haben, 

h) die Gründe, aufgrund derer mehrere Teil- oder Fachlose zusammen vergeben werden 
sollen, 

i) die Gründe, warum der Gegenstand des Auftrags die Vorlage von Eignungsnachwei-
sen erfordert und warum in diesen Fällen Nachweise verlangt werden müssen, die ü-
ber Eigenerklärungen hinausgehen, 

j) die Gründe der Nichtangabe der Gewichtung der Zuschlagskriterien. 
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Anhang I: 

                    Teil A16

Kategorie Bezeichnung 
CPC- Referenznum-

17 CPV-Referenznummern 

1 Instandhaltung und Reparatur 6112, 6122, 633, 886 

Von 50100000-6 bis 50982000-5 
(außer 50310000-1 bis 
50324200-4 und 50116510-9, 
50190000-3, 50229000-6, 
50243000-0) und von 51000000-
9 bis 51900000-1 

2 
Landverkehr18, einschließlich Geld-
transport und Kurierdienste, ohne 
Postverkehr 

712 (außer 71235) 7512, 
87304 

Von 60100000-9 bis 60183000-4 
(außer 60121000 bis 60160000-
7, 60161000-4, 60220000-6), 
und von 64120000-3 bis 
64121200-2 

3 
Fracht- und Personenbeförderung im 
Flugverkehr, ohne Postverkehr 73 (außer 7321) 

Von 60410000-5 bis 60424120-3 
(außer 60411000-2, 60421000-
5) und 60500000-3, von 
60440000-4 bis 60445000-9 

4 
Postbeförderung im Landverkehr19 
sowie Luftpostbeförderung 71235, 7321 

60160000-7, 60161000-4, 
60411000-2,  
60421000-5 

5 Fernmeldewesen 752 
Von 64200000-8 bis 64228200-
2, 72318000-7, und von 
72700000-7 bis 72720000-3 

6 

Finanzielle Dienstleistungen: 
a) Versicherungsdienstleistungen 
b) Bankdienstleistungen und Wertpa-
piergeschäfte20

ex 81, 812, 814 

Von 66100000-1 bis 66720000-3

7 
Datenverarbeitung und verbundene 
Tätigkeiten 84 

Von 50310000-1 bis 50324200-
4, von 72000000-5 bis 
72920000-5 (außer 72318000-7 
und von 72700000-7 bis 
72720000-3), 79342410-4 

8 Forschung und Entwicklung21 85 
Von 73000000-2 bis 73436000-7 
(außer 73200000-4, 73210000-
7, 73220000-0) 

9 Buchführung, -haltung und -prüfung 862 
Von 79210000-9 bis 792230000-
3 

10 Markt- und Meinungsforschung 864 
Von 79300000-7 bis 79330000-
6, und 79342310-9, 79342311-6

11 
Unternehmensberatung22 und verbun-
dene Tätigkeiten 865, 866 

Von 73200000-4 bis 732200000-
0, von 79400000-8 bis 
794212000-3 und 793420000-3, 
79342100-4, 79342300-6, 
79342320-2, 79342321-9, 
79910000-6, 79991000-7, 
98362000-8 

                                          
16 Bei unterschiedlichen Auslegungen zwischen CPV und CPC gilt die CPC-Nomenklatur. 
17 CPC-Nomenklatur (vorläufige Fassung), die zur Festlegung des Anwendungsbereichs der Richtlinie 92/50/EWG verwendet wird. 
18 Ohne Eisenbahnverkehr der Kategorie 18. 
19 Ohne Eisenbahnverkehr der Kategorie 18. 
20 Ohne Finanzdienstleistungen im Zusammenhang mit Ausgabe, Verkauf, Ankauf oder Übertragung von Wertpapieren oder anderen 
Finanzinstrumenten und mit Zentralbankdiensten.  
Ausgenommen sind ferner Dienstleistungen zum Erwerb oder zur Anmietung - ganz gleich, nach welchen Finanzmodalitäten - von 
Grundstücken, bestehenden Gebäuden oder anderem unbeweglichen Eigentum oder betreffend Rechte daran; Finanzdienstleis-
tungen, die bei dem Vertrag über den Erwerb oder die Anmietung mit ihm gleichlaufend, ihm vorangehend oder im Anschluss 
an ihn gleich in welcher Form erbracht werden, fallen jedoch darunter. 
21 Ohne Aufträge über Forschungs- und  Entwicklungsdienstleistungen  anderer Art als  diejenigen,  deren  Ergebnisse  ausschließlich Eigentum 
des Auftraggebers für seinen Gebrauch bei der Ausübung seiner eigenen Tätigkeit sind, sofern die Dienstleistung vollständig durch den Auftrag-
geber vergütet wird. 
22 Ohne Schiedsgerichts- und Schlichtungsleistungen. 
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12 

Architektur, technische Beratung und 
Planung, integrierte technische Leis-
tungen, Stadt und Landschaftspla-
nung, zugehörige wissenschaftliche 
und technische Beratung, technische 
Versuche und Analysen 

867 

 
Von 71000000-8 bis 
71900000-7 (außer 
71550000) , und 79994000-8 

13 Werbung 871 
Von 79341000-6 bis 
793422200-5 (außer 
79342000-3 und 79342100-4)

14 Gebäudereinigung und Hausverwaltung 874, 82201 bis 82206 
Von 70300000-4 bis 
70340000-6, und von 
90900000-6 bis 90924000-0

15 Verlegen und drucken gegen Vergü-
tung oder auf vertraglicher Grundlage 88442 

 
Von 79800000-2 bis 
79824000-6, 
von 79970000-6 bis 
79980000-7 

16 Abfall- und Abwasserbeseitigung, sani-
täre und ähnliche Dienstleistungen 94 

Von 90400000-1 bis 
90743200-9, (außer 9071220-
3), von 90910000-9 bis 
90920000-2 und 50190000-
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                    Teil B 
Kategorie Bezeichnung CPC-Referenznummern CPV-Referenznummern 

17 
Gaststätten und Beherbergungsgewer-
be 

64 

Von 55100000-1 bis 55524000-
9, und von 98340000-8 bis 
98341100-6 
 

18 Eisenbahnen 711 
60200000-0 bis 60220000-6 

19 Schifffahrt 72 
Von 60600000-4 bis 60553000-
0 und von 63727000-1 bis 
63727200-3 

20 
Neben- und Hilfstätigkeiten des Ver-
kehrs 74 

63000000-9, bis 63734000-3 
(außer 63711200-8, 63712700-
0, 63712710-3 und von 
63727000-1 bis 63727200-3)), 
und  98361000-1 

21 Rechtsberatung 861 
Von 79100000-5 bis 79140000-
7 

22 Arbeits- und Arbeitskräftevermittlung23 872 

Von 79600000-0 bis 79635000-
4 (außer 79611000-0, 
79632000-3, 79633000-0), und 
von 98500000-8 bis 98514000-

23 
Auskunfts- und Schutzdienste, ohne 
Geldtransport 

873 (außer 87304) 

Von 79700000-1 bis 
797230000-8 

24 Unterrichtswesen und Berufsausbildung 92 

Von 80100000-5 bis 
806600000-8 (außer 80533000-
9, 80533100-0, 80533200-1) 

25 
Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwe-
sen 

93 

79611000-0 und von 85000000-
9 bis 85323000-9 (außer 
85321000-5 und 85322000-2) 

26 Erholung, Kultur und Sport24 96 
Von 79995000-5 bis 79995200-
7, und von 92000000-1 bis 
92700000-8 (außer 92230000-

27 Sonstige Dienstleistungen   

 

                                          
23 Mit Ausnahme von Arbeitsverträgen. 
24 Mit Ausnahme von Aufträgen über Erwerb, Entwicklung, Produktion oder Koproduktion von Programmen durch Sendeunternehmen und 

Verträgen über Sendezeit. 
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Anhang II:  Anforderungen an die Geräte, die für den elektronischen Empfang der Anträge 
auf Teilnahme und der Angebote verwendet werden 

Die Geräte müssen gewährleisten, dass 

a) für die Angebote eine elektronische Signatur verwendet werden kann, 

b) Tag und Uhrzeit des Eingangs der Teilnahmeanträge oder Angebote genau bestimmbar sind, 

c) ein Zugang zu den Daten nicht vor Ablauf des hierfür festgesetzten Termins erfolgt, 

d) bei einem Verstoß gegen das Zugangsverbot der Verstoß sicher festgestellt werden kann, 

e) ausschließlich die hierfür bestimmten Personen den Zeitpunkt der Öffnung der Daten festlegen 

oder ändern können, 

f) der Zugang zu den übermittelten Daten nur möglich ist, wenn die hierfür bestimmten Personen 

gleichzeitig und erst nach dem festgesetzten Zeitpunkt tätig werden und 

g) die übermittelten Daten ausschließlich den zur Kenntnisnahme bestimmten Personen zugäng-

lich bleiben. 
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Anhang III:  Verordnung (EWG, EURATOM) Nr. 1182/71 des Rates vom 03. Juni 1971 zur 
Festlegung der Regeln für die Fristen, Daten und Termine 

 
DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 235, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere 

auf Artikel 203, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments25, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zahlreiche Rechtsakte des Rates und der Kommission setzen Fristen, Daten oder Termine fest 

und verwenden die Begriffe des Arbeitstags oder des Feiertags.  

Für diesen Bereich sind einheitliche allgemeine Regeln festzulegen.  

In Ausnahmefällen kann es notwendig sein, dass bestimmte Rechtsakte des Rates oder der Kom-

mission von diesen allgemeinen Regeln abweichen.  

Für die Verwirklichung der Ziele der Gemeinschaften müssen die einheitliche Anwendung des 

Gemeinschaftsrechts gewährleistet und infolgedessen die allgemeinen Regeln für die Fristen, 

Daten und Termine festgelegt werden.  

In den Verträgen sind keine Befugnisse zur Festlegung solcher Regeln vorgesehen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
 

Artikel 1 
Diese Verordnung gilt, soweit nichts anderes bestimmt ist, für die Rechtsakte, die der Rat und die 
Kommission aufgrund des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
oder des Vertrages zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft erlassen haben bzw. er-
lassen werden. 
 

KAPITEL I  
Fristen 

 
Artikel 2 

(1) Für die Anwendung dieser Verordnung sind die Feiertage zu berücksichtigen, die als sol-
che in dem Mitgliedstaat oder in dem Organ der Gemeinschaften vorgesehen sind, bei 
dem eine Handlung vorgenommen werden soll.  
Zu diesem Zweck übermittelt jeder Mitgliedstaat der Kommission die Liste der Tage, die 

                                          
25 ABl. EG Nr. C 51 vom 29.04.1970, S. 25 

  



 - 46 - 

nach seinen Rechtsvorschriften als Feiertage vorgesehen sind. Die Kommission veröffent-
licht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften die von den Mitgliedstaaten über-
mittelten Listen, die durch Angabe der in den Organen der Gemeinschaften als Feiertage 
vorgesehenen Tage ergänzt worden sind. 

(2) Für die Anwendung dieser Verordnung sind als Arbeitstage alle Tage außer Feiertagen, 
Sonntagen und Sonnabenden zu berücksichtigen. 

 
Artikel 3 

(1) Ist für den Anfang einer nach Stunden bemessenen Frist der Zeitpunkt maßgebend, in 
welchem ein Ereignis eintritt oder eine Handlung vorgenommen wird, so wird bei der Be-
rechnung dieser Frist die Stunde nicht mitgerechnet, in die das Ereignis oder die Hand-
lung fällt. Ist für den Anfang einer nach Tagen, Wochen, Monaten oder Jahren bemesse-
nen Frist der Zeitpunkt maßgebend, in welchem ein Ereignis eintritt oder eine Handlung 
vorgenommen wird, so wird bei der Berechnung dieser Frist der Tag nicht mitgerechnet, 
in den das Ereignis oder die Handlung fällt. 

(2) Vorbehaltlich der Absätze 1 und 4 gilt folgendes: 
a) Eine nach Stunden bemessene Frist beginnt am Anfang der ersten Stunde und en-

det mit Ablauf der letzten Stunde der Frist. 
b) Eine nach Tagen bemessene Frist beginnt am Anfang der ersten Stunde des ersten 

Tages und endet mit Ablauf der letzten Stunde des letzten Tages der Frist. 
c) Eine nach Wochen, Monaten oder Jahren bemessene Frist beginnt am Anfang der 

ersten Stunde des ersten Tages der Frist und endet mit Ablauf der letzten Stunde 
des Tages der letzten Woche, des letzten Monats oder des letztes Jahres, der die-
selbe Bezeichnung oder dieselbe Zahl wie der Tag des Fristbeginns trägt. Fehlt bei 
einer nach Monaten oder Jahren bemessenen Frist im letzten Monat der für ihren 
Ablauf maßgebende Tag, so endet die Frist mit Ablauf der letzten Stunde des letz-
ten Tages dieses Monats. 

d) Umfasst eine Frist Monatsbruchteile, so wird bei der Berechnung der Monats-
bruchteile ein Monat von dreißig Tagen zugrunde gelegt. 

(3) Die Fristen umfassen die Feiertage, die Sonntage und die Sonnabende, soweit diese nicht 
ausdrücklich ausgenommen oder die Fristen nach Arbeitstagen bemessen sind. 

(4) Fällt der letzte Tag einer nicht nach Stunden bemessenen Frist auf einen Feiertag, einen 
Sonntag oder einen Sonnabend, so endet die Frist mit Ablauf der letzten Stunde des fol-
genden Arbeitstags. Diese Bestimmung gilt nicht für Fristen, die von einem bestimmten 
Datum oder einem bestimmten Ereignis an rückwirkend berechnet werden. 

(5) Jede Frist von zwei oder mehr Tagen umfasst mindestens zwei Arbeitstage. 
 

KAPITEL II 
 

Daten und Termine 
 

Artikel 4 
(1) Artikel 3, mit Ausnahme der Absätze 4 und 5, gilt vorbehaltlich der Bestimmungen dieses 

Artikels für die Fristen des Inkrafttretens, des Wirksamwerdens, des Anwendungsbeginns, 
des Ablaufs der Geltungsdauer, des Ablaufs der Wirksamkeit und des Ablaufs der An-
wendbarkeit der Rechtsakte des Rates oder der Kommission oder einzelner Bestimmun-
gen dieser Rechtsakte. 
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(2) Rechtsakte des Rates oder der Kommission oder einzelne Bestimmungen dieser Rechtsak-
te, für deren Inkrafttreten, deren Wirksamwerden oder deren Anwendungsbeginn ein be-
stimmtes Datum festgesetzt worden ist, treten mit Beginn der ersten Stunde des diesem 
Datum entsprechenden Tages in Kraft bzw. werden dann wirksam oder angewandt.  
Unterabsatz 1 gilt auch dann, wenn die vorgenannten Rechtsakte oder Bestimmungen 
binnen einer bestimmten Anzahl von Tagen nach dem Eintritt eines Ereignisses oder der 
Vornahme einer Handlung in Kraft treten, wirksam werden oder angewandt werden sol-
len. 

(3) Rechtsakte des Rates oder der Kommission oder einzelne Bestimmungen dieser Rechtsak-
te, deren Geltungsdauer, Wirksamkeit oder Anwendbarkeit zu einem bestimmten Zeit-
punkt enden, treten mit Ablauf der letzten Stunde des diesem Zeitpunkt entsprechenden 
Tages außer Kraft bzw. werden dann unwirksam oder nicht mehr angewandt. Unterabsatz 
1 gilt auch dann, wenn die vorgenannten Rechtsakte oder Bestimmungen binnen einer be-
stimmten Anzahl von Tagen nach dem Eintritt eines Ereignisses oder der Vornahme einer 
Handlung außer Kraft treten, unwirksam werden oder nicht mehr angewandt werden sol-
len. 

 
Artikel 5 

(1) Artikel 3, mit Ausnahme der Absätze 4 und 5, gilt vorbehaltlich der Bestimmungen dieses 
Artikels, wenn eine Handlung in Durchführung eines Rechtsaktes des Rates oder der 
Kommission zu einem bestimmten Zeitpunkt vorgenommen werden kann oder muss. 

(2) Kann oder muss eine Handlung in Durchführung eines Rechtsaktes des Rates oder der 
Kommission an einem bestimmten Datum vorgenommen werden, so kann oder muss dies 
zwischen dem Beginn der ersten Stunde und dem Ablauf der letzten Stunde des diesem 
Datum entsprechenden Tages geschehen.  
Unterabsatz 1 gilt auch dann, wenn eine Handlung in Durchführung eines Rechtsaktes des 
Rates oder der Kommission binnen einer bestimmten Anzahl von Tagen nach dem Eintritt 
eines Ereignisses oder der Vornahme einer anderen Handlung vorgenommen werden kann 
oder muss. 

 
Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 01. Juli 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat. 

Geschehen zu Luxemburg am 03. Juni 1971. 

Im Namen des Rates 

 
 
Der Präsident 
R. PLEVEN 
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Anhang IV:   Erläuterungen zur VOL/A 
 
I. Vorbemerkung 
 
Die VOL/A gestaltet sowohl die im Haushaltsrecht verankerten Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit als auch die EG-Grundsätze des Wettbewerbs, der Nichtdiskriminierung und Transparenz für 
alle anwendungspflichtigen Auftraggeber näher aus. Wettbewerb ist die beste Voraussetzung für eine 
wirtschaftliche Auftragsvergabe. Die VOL/A sichert darüber hinaus zugleich den Leistungswettbewerb. 
 
II. Allgemeine Erläuterungen 
 
Die VOL/A in der vorliegenden Fassung berücksichtigt die Richtlinie 2004/18/ EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 31. März 2004 über die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lie-
feraufträge und Dienstleistungsaufträge, die Richtlinie und die Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 der 
Kommission zur Einführung von Standardformularen für die Veröffentlichung von Vergabebekanntma-
chungen im Rahmen von Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge gemäß der Richtlinie 2004/17/EG 
und der Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates; sie trägt damit auch den Ver-
pflichtungen nach dem Beschaffungsübereinkommen der Welthandelsorganisation WTO Rechnung. Der 
Teil A enthält zwei Abschnitte. Dabei gelten 
- Abschnitt 1: Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen unterhalb der EG-Schwellenwerte nach den 

haushaltsrechtlichen Bestimmungen; 
- Abschnitt 2: Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen im Anwendungsbereich der Richtlinie 

2004/18/EG (VOL/A-EG), die den EG-Schwellenwert erreichen oder übersteigen. Die Bestimmungen 
finden keine Anwendung, wenn die Aufträge die Tätigkeiten in den Bereichen der Trinkwasser-, Ener-
gie- oder Verkehrsversorgung betreffen; diese fallen unter die Verordnung zur Neuregelung der für die 
Vergabe von Aufträgen im Bereich des Verkehrs, der Trinkwasserversorgung und der Energieversor-
gung anzuwendenden Regeln (SektVO). 

Das Wort „soll" bedeutet für die Auftraggeber die Verpflichtung zur Einhaltung der Bestimmung, es sei 
denn, dass zwingende Gründe ein Abweichen rechtfertigen. 
Der Zuschlag ist auf das wirtschaftlichste Angebot zu erteilen. Bei der Wertung sind alle auftragsbezoge-
nen Umstände (z. B. Preis, technische, funktionsbedingte, gestalterische, ästhetische Gesichtspunkte; 
Kundendienst; Folgekosten, Lebenszykluskosten) zu berücksichtigen. 
 
III. Erläuterungen zu den einzelnen Abschnitten 
 
Abschnitt 1  –Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen 
§ 1 Die VOL/A ist nach dem Wortlaut des § 1 für alle Lieferungen und Leistungen 

anzuwenden, die nicht Bauleistungen oder freiberufliche Leistungen sind (z. B. 
aufgrund von Kauf-, Werk-, Werklieferungs-, Miet- und Leasingverträgen). 

§ 1  
erster Spiegelstrich  Bauleistungen sind Arbeiten jeder Art, durch die eine bauliche Anlage herge-

stellt, instand gehalten, geändert oder beseitigt wird. Darunter fallen auch alle 
zur Herstellung, Instandhaltung oder Änderung einer baulichen Anlage zu mon-
tierenden Bauteile, insbesondere die Lieferung und Montage maschineller und 
elektrotechnischer Einrichtungen. Einrichtungen, die jedoch von der baulichen 
Anlage ohne Beeinträchtigung der Vollständigkeit oder Benutzbarkeit abge-
trennt werden können und einem selbständigen Nutzungszweck dienen, fallen 
unter die VOL/A. 

§ 1 zweiter Spiegelstrich Weiterhin sind alle Leistungen, die im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit 
erbracht werden, dem Abschnitt 1 entzogen. Welche Leistungen hierunter fal-
len, ergibt sich aus dem Katalog des § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG. Die Aufzählung 
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ist nicht abschließend. Wird eine freiberufliche Leistung gleichzeitig im Wett-
bewerb von einem Gewerbebetrieb angeboten, findet die VOL auch auf die ent-
sprechende Leistung des Gewerbebetriebes keine Anwendung. Liegt zwischen 
freiberuflich Tätigen und Gewerbebetrieben ein Wettbewerbsverhältnis nicht 
vor, d. h., wird eine der Natur nach freiberufliche Leistung ausschließlich durch 
Gewerbebetriebe erbracht, ist die VOL hingegen uneingeschränkt anwendbar. 
Die Frage, ob ein Wettbewerbsverhältnis zwischen freiberuflich Tätigen und 
Gewerbebetrieben besteht, ist vom jeweiligen Auftraggeber im Einzelfall und 
im Voraus aufgrund der vorhandenen Marktübersicht zu beurteilen. Es kommt 
nicht auf die potentielle Fähigkeit der freiberuflich Tätigen an, derartige Leis-
tungen zu erbringen, sondern auf die Erfahrung des Auftraggebers, dass diese 
Leistungen in der Vergangenheit auch tatsächlich von freiberuflich Tätigen er-
bracht worden sind. Wird die Leistung nur von Gewerbebetrieben erbracht und 
ist daher mit einem Parallelangebot der freiberuflich Tätigen nicht zu rechnen, 
ist die Leistung nach dem Verfahren der VOL zu vergeben. Stellt sich im Laufe 
des VOL-Verfahrens wider Erwarten heraus, dass auch freiberuflich Tätige die 
Leistung erbringen und sich u. U. sogar um den Auftrag bewerben, so ist ent-
scheidend, dass diese Leistung in der Vergangenheit nicht von freiberuflich Tä-
tigen, sondern nur von Gewerbebetrieben erbracht wurde. § 1 zweiter Spiegel-
strich lässt insbesondere §§7 und 55 BHO (bzw. die entsprechenden landes- 
und kommunalrechtlichen Bestimmungen) unberührt. Einheitliche Grundsätze 
für die Vergabe der Gesamtheit freiberuflicher Leistungen sind nicht vorhan-
den. Es ist daher nach den Rechtsgrundsätzen des § 55 BHO (bzw. den entspre-
chenden landes- oder kommunalrechtlichen Bestimmungen) zu verfahren. Nach 
§ 55 Abs. 1 BHO muss dem Abschluss von Verträgen über Lieferungen und 
Leistungen eine Öffentliche Ausschreibung vorausgehen, sofern nicht die Natur 
des Geschäfts oder besondere Umstände eine Ausnahme rechtfertigen. Mit 
Rücksicht auf den Ausnahmecharakter bedarf es grundsätzlich für das Vorlie-
gen der Ausnahmesituation des § 55 BHO der Prüfung im Einzelfall. Es kann 
jedoch davon ausgegangen werden, dass der Ausnahmetatbestand bei freiberuf-
lichen Leistungen in der Regel erfüllt ist. Sie können daher grundsätzlich frei-
händig vergeben werden. Freiberufliche Leistungen sind an solche Bewerber zu 
vergeben, deren Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit feststeht, 
die über ausreichende Erfahrungen verfügen und die Gewähr für eine wirt-
schaftliche Planung und Ausführung bieten. Die Aufträge sollen möglichst ge-
streut werden. 

§ 2 Abs. 1 
Satz 1  Angemessene Preise sind solche, die dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 

entsprechen (vgl. Erläuterungen zu § 18 Abs. 1). 
Satz 2  Inländische und ausländische Bewerber sind gleich zu behandeln. Der Wettbe-

werb darf insbesondere nicht auf Bewerber, die in bestimmten Bezirken ansäs-
sig sind, beschränkt werden. 

§ 2 Abs. 2  Als Gründe, von einer Losaufteilung abzusehen, kommen beispielsweise un-
verhältnismäßige Kostennachteile, die starke Verzögerung des Vorhabens, ver-
ringerter Koordinierungsaufwand, erleichterte Durchsetzung von Gewähr-
leistungs- und Garantieansprüchen sowie eine unwirtschaftliche Zersplitterung 
infolge einer Aufteilung in Betracht. Letzteres liegt insbesondere auch dann 
vor, wenn der Auftragswert so gering ist, dass von vorneherein eine Beteiligung 
mittelständischer Unternehmen möglich ist. 

 
§ 3 Abs. 2  Der Vorrang der Öffentlichen Ausschreibung beruht auf § 30 Haushaltsgrund-

sätzegesetz bzw. § 55 BHO. 
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§ 3 Abs. 3  
und 4  Die aufgeführten Tatbestände sind abschließend. 
 
§ 3 Abs. 4  Zum Begriff „wirtschaftlich" vgl. Erläuterungen zu § 18 Abs. 1.  
Buchstabe a 
 
§ 3 Abs. 5  Die unter den Buchstaben a bis j aufgeführten Tatbestände sind abschließend. 
 
§ 3 Abs. 5  
Buchstabe a  Zum Begriff „wirtschaftlich" vgl. Erläuterungen zu § 18 Abs. 1 
§ 3 Abs.5  
Buchstabe e  Zum Begriff „wirtschaftlich" vgl. Erläuterungen zu § 18 Abs. 1 
§ 3 Abs. 5  
Buchstabe g  Die Voraussetzungen für eine Inanspruchnahme dieses Tatbestandes sind enger 

als in § 3 Abs. 3 Buchstabe b. Nur in Fällen besonderer Dringlichkeit kann auf 
die Freihändige Vergabe zurückgegriffen werden. 

§ 3 Abs. 5  
Buchstabe f   Im Gegensatz zu § 3 Abs.. 3 Buchstabe b muss die Geheimhaltung erforderlich 

sein; auch eine Beschränkte Ausschreibung kann im Einzelfall bereits den Ge-
heimhaltungsgesichtspunkten Rechnung tragen. 

§ 3 Abs. 5  Die Worte „vor der Vergabe" bedeuten, dass die Leistung zu Beginn des 
Buchstabe h  Vergabeverfahrens nicht eindeutig beschrieben werden kann. Im Falle einer 

Ausschreibung wäre es schwierig, Angebote, die auf ungenaue Leistungsbe-
schreibungen eingehen, genügend zu vergleichen. 

§ 3 Abs. 5  
Buchstabe j  Dieser Ausnahmetatbestand gilt auch für Aufträge, an die noch verbleibenden 

anerkannten Blindenwerkstätten nach dem aufgehobenen Blindenwarenver-
triebsgesetz (siehe auch § 141 SGB IX). 

§ 3 Abs. 5  
Buchstabe l  Dieser Ausnahmetatbestand umfasst die Fälle, bei denen faktisch und rechtlich 

nur ein Unternehmen für die zu erbringende Leistung in Betracht kommen 
kann, so dass der Versuch einen Wettbewerb zu veranstalten zu nicht mehr als 
einem Angebot führen würde. Hierbei handelt es sich 

 � um den Fall eines Angebotsmonopols oder 
 � wenn für die Leistungen gewerbliche Schutzrechte zugunsten eines 

    bestimmten Unternehmens bestehen, es sei denn, der Auftraggeber oder 
    andere Unternehmen sind zur Nutzung dieser Rechte befugt, 

 � wenn es sich um eine vorteilhafte Gelegenheit handelt. Der Begriff „vorteil-
hafte Gelegenheit" ist eng auszulegen. Die Wahrnehmung einer vorteilhaften 
Gelegenheit muss zu einer wirtschaftlicheren Beschaffung führen, als diese bei 
Anwendung der Öffentlichen oder Beschränkten Ausschreibung der Fall wäre. 

§ 6 Abs. 3 Satz 3  Gerade Behörden aus dem Sicherheits- oder Verteidigungsbereich werden sich 
bei ihren Beschaffungen, die über Leistungen des täglichen Bedarfs wie bspw. 
Büromaterial und dergleichen hinausgehen, in der Regel nicht auf eine Eigen-
erklärung zur Zuverlässigkeit verlassen können. Dies gilt insbesondere in den 
Fällen des § 100 Abs. 2 d) und e) GWB, aber beispielsweise auch in den Fällen, 
in denen der potentielle Auftragnehmer Zugang zu sensiblen Dokumenten des 
Auftraggebers hat, die nicht im Sinne des § 100 Abs. 2 d) GWB für geheim er-
klärt worden sind. Als Begründung soll daher in diesen Fällen der Hinweis aus-
reichend sein, dass es sich um eine Beschaffung mit Sicherheits- oder Verteidi-
gungsbezug handelt. Der Bezug muss allerdings aus der Begründung hervorge-
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hen bzw. aufgrund der Art der zu beschaffenden Leistung nachvollziehbar oder 
augenscheinlich sein. 

§ 6 Abs. 4  Ein Präqualifizierungsverfahren erleichtert den Unternehmen die Nachweisfüh-
rung und den Auftraggebern die Prüfung der auftragsunabhängigen Eignungs-
nachweise. Es minimiert die Ausschlussgefahr wegen formaler Mängel. Den 
Auftraggebern bleibt daneben der von der VOL/A vorgegebene Spielraum für 
die Anforderungen auftragsbezogener Nachweise. Es gibt verschiedene Anbie-
ter, die Präqualifizierungsverfahren durchführen. 

§ 7 Abs. 1  Die Verpflichtung, die Leistung eindeutig und erschöpfend zu beschreiben, 
liegt im Interesse von Auftragnehmer und Auftraggeber. Die Bestimmung soll 
sicherstellen, dass die Bewerber die Beschreibung im gleichen Sinne verstehen; 
die Auftraggeber sollen auf der Grundlage einer eindeutigen Leistungsbeschrei-
bung in den Stand versetzt werden, die Angebote besser vergleichen zu können. 

§ 7Abs. 2  Einfache marktgängige, vor allem standardisierte Waren können durch ver-
kehrsübliche Bezeichnungen nach Art, Beschaffenheit und Umfang beschrieben 
werden. Als weitere gleichrangige Formen der Leistungsbeschreibung stehen 
sowohl die „funktionale" (Buchstabe a) als auch die „konstruktive" (Buchstabe 
b) Leistungsbeschreibung zur Verfügung. Dabei ist eine Kombination der Be-
schreibungsarten möglich (Buchstabe c). Konstruktive Leistungsbeschreibun-
gen können z. B. funktionale Elemente enthalten und umgekehrt. Die sog. funk-
tionale Leistungsbeschreibung erlaubt es den Bewerbern, zur Bedarfsdeckung 
geeignete Leistungen in ihrer Vielfalt unter Einschluss technischer Neuerungen 
anzubieten. Bei der sog. konstruktiven Leistungsbeschreibung ist der durch die 
Leistungsbeschreibung vorgegebene Rahmen eingeengt, ohne dass dadurch der 
Wettbewerb ausgeschlossen wird. Die sog. konstruktive Leistungsbeschreibung 
erleichtert allerdings wegen der genaueren Leistungsbeschreibung den Ver-
gleich der Angebote. 

§ 8 Abs. 4  Der Begriff „Nebenangebot" umfasst jede Abweichung vom geforderten Ange-
bot. Auch Änderungsvorschläge sind als Nebenangebote zu betrachten. Um die 
Möglichkeiten der Bedarfsdeckung durch innovative Lösungsansätze zu nutzen, 
sollen Nebenangebote insbesondere in den Fällen zugelassen werden, in denen 
im Rahmen des Hauptangebotes prinzipiell konventionelle Leistungen nachge-
fragt werden, 

§ 9 Abs. 4  Der Auftraggeber ist verpflichtet, jeweils zu prüfen, ob Sicherheitsleistungen 
erforderlich sind, um die verlangte Leistung sach- und fristgemäß (einschließ-
lich Gewährleistungsansprüche) durchzuführen. Bei dieser Prüfung ist ein 
strenger Maßstab anzulegen. Sicherheitsleistungen dürfen nicht schematisch ge-
fordert werden und sollen auf bestimmte Vergaben beschränkt werden, bei de-
nen nach der Art der Leistung (z. B. bei Ähnlichkeit mit einer Bauleistung) 
Mängel erfahrungsgemäß auftreten können. Auf Sicherheitsleistungen kann z. 
B. auch dann verzichtet werden, wenn der Auftragnehmer hinreichend dafür 
bekannt ist, dass er genügend Gewähr für die vertragsgemäße Leistung und die 
Beseitigung etwa auftretender Mängel bietet. § 9 Abs. 3 betrifft nicht die Siche-
rung von Voraus- und Abschlagszahlungen; für deren Sicherung gelten die ein-
schlägigen Haushaltsvorschriften. 

§ 10 Abs. 1  Eine Frist für den Zuschlag, wie sie die VOB/A in § 10 Abs. 6 (30 Kalenderta-
ge) vorsieht, kann in der VOL/A wegen der Mannigfaltigkeit der Beschaf-
fungsobjekte nicht angegeben werden. 

§ 12 Abs. 1  Die Auftraggeber können im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften (Ad-
resse siehe § 15 EG Abs. 2) Hinweise auf die Vergabe von Liefer- oder Dienst-
leistungsaufträgen veröffentlichen, die unterhalb der EU-Schwellenwerte lie-
gen. Internetportale im Sinne des § 12 sind Internetseiten, die verschiedene re-
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gelmäßig benötigte Dienste bündeln oder eine Übersicht für den Einstieg in ei-
nen Themenkomplex schaffen. Über in aller Regel leicht bedienbare, sichere 
und personalisierbare Zugangssysteme erhält der Anwender mit Rücksicht auf 
seine jeweiligen Zugriffsberechtigungen einen internetbasierten Zugang zu In-
formationen, Anwendungen, Prozessen und Personen, die auf den durch das 
Portal erschlossenen Systemen verfügbar sind. 

§ 16  Aus der Anordnung der Absätze des § 16 ist keine verbindliche Prüfungs- und 
Wertungsreihenfolge abzuleiten.  

Abs. 1  Die Überprüfung auf fachliche Richtigkeit enthält auch die Überprüfung techni-
scher Gesichtspunkte. 

Abs. 6  
Satz 2  Ein offenbares Missverhältnis zwischen Preis und Leistung ist nur dann anzu-

nehmen, wenn der Preis von den Erfahrungswerten wettbewerblicher Preisbil-
dung so grob abweicht, dass dies sofort ins Auge fällt. Die Vergabestelle wird 
in ihre Abwägung, ob ein offenbares Missverhältnis vorliegt, alle Erkenntnisse 
zur Beurteilung des Preis-/Leistungsverhältnisses im Einzelfall einbeziehen. 

§ 17 Abs. 1  
Buchst. c  Hierunter ist auch der Fall zu verstehen, dass selbst das Mindestangebot zu 

hoch befunden wurde. 
§ 18 Abs. 1  Das wirtschaftlichste Angebot ist unter Beachtung der Grundsätze der Wirt-

schaftlichkeit und Sparsamkeit zu ermitteln. Das wirtschaftlichste Angebot ist 
dasjenige Angebot, bei dem das günstigste Verhältnis zwischen der gewünsch-
ten Leistung und dem angebotenen Preis erzielt wird. Maßgebend für die Leis-
tung sind alle auftragsbezogenen Umstände (siehe auch § 16 Abs. 8). Nichtauf-
tragsbezogene Gesichtspunkte dürfen als Kriterien bei der Wertung der Ange-
bote nicht herangezogen werden. 

§ 20  Die Dokumentation sollte mindestens folgende Angaben enthalten: 
- die Gründe für die Anwendung der Beschränkten Ausschreibung und Frei-

händigen Vergabe, 
- die Gründe für den Verzicht auf die Vergabe von Teil- oder Fachlosen,  
- die Gründe, warum der Gegenstand des Auftrags die Vorlage von Eig-

nungsnachweisen erfordert und warum in diesen Fällen Nachweise verlangt 
werden müssen, die über die Eigenerklärungen hinaus gehen, 

- die Namen der berücksichtigten Bewerber oder Bieter und die Gründe für 
ihre Auswahl, 

- die Namen der nicht berücksichtigten Bewerber oder Bieter und die Gründe 
für ihre Ablehnung, 

- den Namen des erfolgreichen Bieters und die Gründe für die Auswahl sei-
nes Angebotes, 

- gegebenenfalls die Gründe, aus denen der Auftraggeber auf die Vergabe ei-
nes Auftrags oder einer 

-  Rahmenvereinbarung verzichtet hat. 
2. Abschnitt – Bestimmungen für die Vergabe von Leistungen im Anwendungsbereich 
der Richtlinie 2004/18/EG (VOL/A-EG) - 
Allgemeines  Der 2. Abschnitt enthält ganz oder teilweise Bestimmungen aus Paragraphen, 

die auch im 1. Abschnitt gelten. Sind für diese Bestimmungen im 1. Abschnitt 
Erläuterungen vorhanden, gelten diese auch für den 2. Abschnitt (z. B. § 7 EG 
Abs. 1 und § 6 Abs. 3, § 19 EG und § 16). 

§ 4 EG  
Abs. 2  „Die Zuschlagserteilung der Einzelaufträge" kann durch Einzelvertrag oder 

Abruf erfolgen. 
Anhang I A  Die Anhänge I A und I B enthalten Bezugnahmen auf die nur in englischer 
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Anhang I B Sprache vorliegende CPC-Nomenklatur der Vereinten Nationen. 
 
 
 
 

Anhang TS:   Technische Spezifikationen 
 
 
Begriffsbestimmungen 

1. "Technische Spezifikationen" sind sämtliche, insbesondere in den Vergabeunterlagen ent-
haltenen, technischen Anforderungen an ein Material, ein Erzeugnis oder eine Lieferung, 
mit deren Hilfe das Material, das Erzeugnis oder die Lieferung so bezeichnet werden 
können, dass sie ihren durch den Auftraggeber festgelegten Verwendungszweck erfüllen. 
Zu diesen technischen Anforderungen gehören Qualitätsstufen, Umweltleistungsstufen, 
die Konzeption für alle Verwendungsarten („Design for all“) einschließlich des Zugangs 
für Menschen mit Behinderungen, sowie Konformitätsbewertung, Vorgaben für 
Gebrauchstauglichkeit, Verwendung, Sicherheit und Abmessungen, einschließlich Vor-
schriften über Verkaufsbezeichnung, Terminologie, Bildzeichen, Prüfungen und Prüfver-
fahren, Verpackung, Kennzeichnung und Beschriftung sowie Produktionsprozesse und –
methoden sowie über Konformitätsbewertungsverfahren. Außerdem gehören dazu auch 
die Vorschriften für die Planung und Berechnung von Bauwerken; die Bedingungen für 
die Prüfung, Inspektion und Abnahme von Bauwerken, die Konstruktionsmethoden oder -
verfahren und alle anderen technischen Anforderungen, die die Auftraggeber bezüglich 
fertiger Bauwerke oder der dazu notwendigen Materialien oder Teile durch allgemeine 
oder spezielle Vorschriften anzugeben in der Lage sind. 

2. "Norm" ist eine technische Spezifikation, die von einer anerkannten Normenorganisation 
zur wiederholten oder ständigen Anwendung angenommen wurde, deren Einhaltung 
grundsätzlich nicht zwingend vorgeschrieben ist.  

3. „Internationale Norm“ Norm, die von einem internationalen Normungsgremium ange-
nommen wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist. 

4. "Europäische Norm" Norm, die von einem europäischen Normungsgremium angenom-
menen wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist. 

5. „Nationale Norm“ Norm, die von einem nationalen Normungsgremium angenommen 
wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist. 

6. “Europäische technische Zulassung“ eine positive technische Beurteilung der Brauchbar-
keit des Produktes hinsichtlich der Erfüllung der wesentlichen Anforderung an bauliche 
Anlagen; sie erfolgt aufgrund der spezifischen Merkmale des Produkts und der festgeleg-
ten Anwendungs- und Verwertungsbedingungen. Die europäische technische Zulassung 
wird von einem zu diesem Zweck vom Mitgliedstaat zugelassenen Gremium ausgestellt. 

7. "Gemeinsame technische Spezifikationen": technische Spezifikation, die nach einem von 
den Mitgliedstaaten anerkannten Verfahren erarbeitet und im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht wurde. 

8. "Technische Bezugsgröße“ jeder Bezugsrahmen, der keine offizielle Norm ist und von 

den europäischen Normungsgremien nach an die Bedürfnisse des Marktes angepassten 

Verfahren erarbeitet wurde. 
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Hier eingefügt durch Beschaffungsamt des BMI, ursprünglich bekannt gegeben in der Beilage 

zum Bundesanzeiger vom 23. September 2003, Nummer 178a 

 

Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) 
In der Fassung 2003 vom 05. August 2003 

 
 

 
Nachstehend wird die vom Hauptausschuss des Deutschen Verdingungsausschusses (DVAL)  
erarbeitete und vom Vorstand des DVAL genehmigte Neufassung der Verdingungsordnung für 
Leistungen, Teil B „Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen 
(VOL/B) bekannt gegeben (Anlage). 
 
Wegen des zwischenzeitlich in Kraft getretenen Gesetzes zur Modernisierung des Schuldrechts 
vom 29. November 2001 (BGBl. I S. 3138) war die VOL Teil B unter Berücksichtigung von 
Rechtsprechung und Literatur zu überarbeiten. 
 
Berlin, den 5. August 2003 
I B 3 – 26 50 00 / 12 – 
 

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
 

Im Auftrag 
Dr. Marx 
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Anlage 
 VOL Teil B 

Allgemeine Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Leistungen 

(VOL/B) 
 

Fassung 2003 

Präambel 
 
Die nachstehenden Allgemeinen Vertragsbedingungen sind bestimmt für Verträge über Leis-
tungen, insbesondere für Dienst-, Kauf- und Werkverträge sowie für Verträge über die Liefe-
rung herzustellender oder zu erzeugender beweglicher Sachen. 

 

§ 1 
Art und Umfang der Leistungen 

 
1. Art und Umfang der beiderseitigen Leistungen werden durch den Vertrag bestimmt. 
 
2. Bei Widersprüchen im Vertrag gelten nacheinander 

a) die Leistungsbeschreibung 
b) Besondere Vertragsbedingungen 
c) etwaige Ergänzende Vertragsbedingungen 
d) etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen 
e) etwaige allgemeine Technische Vertragsbedingungen 
f) die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B). 
 

§ 2 
Änderungen der Leistung 

 
1. Der Auftraggeber kann nachträglich Änderungen in der Beschaffenheit der Leistung im 

Rahmen der Leistungsfähigkeit des Auftragnehmers verlangen, es sei denn, dies ist für 
den Auftragnehmer unzumutbar. 

 
2.  Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen die Leistungsänderung, so hat er sie dem Auf-

traggeber unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Teilt der Auftraggeber die Bedenken des 
Auftragnehmers nicht, so bleibt er für seine Angaben und Anordnungen verantwortlich. 
Zu einer gutachtlichen Äußerung ist der Auftragnehmer nur aufgrund eines gesonderten 
Auftrags verpflichtet. 

 
3.  Werden durch Änderung in der Beschaffenheit der Leistung die Grundlagen des Preises für 

die im Vertrag vorgesehene Leistung geändert, so ist ein neuer Preis unter Berücksichti-
gung der Mehr- und Minderkosten zu vereinbaren. In der Vereinbarung sind etwaige Aus-
wirkungen der Leistungsänderung auf sonstige Vertragsbedingungen, insbesondere auf 
Ausführungsfristen, zu berücksichtigen. Diese Vereinbarung ist unverzüglich zu treffen. 

 
4. (1) Leistungen, die der Auftragnehmer ohne Auftrag oder unter eigenmächtiger Abwei-

chung vom Vertrag ausführt, werden nicht vergütet. Solche Leistungen hat er auf Verlan-
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gen innerhalb einer angemessenen Frist zurückzunehmen oder zu beseitigen, sonst kön-
nen sie auf seine Kosten und Gefahr zurückgesandt oder beseitigt werden. Eine Vergü-
tung steht ihm jedoch zu, wenn der Auftraggeber solche Leistungen nachträglich an-
nimmt. 

 
(2) Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 

 
 

§ 3 
Ausführungsunterlagen 

 
1. Die für die Ausführung erforderlichen Unterlagen sind dem Auftragnehmer unentgeltlich 

und rechtzeitig zu übergeben, soweit sie nicht allgemein zugänglich sind. 
 
2. Die von den Vertragsparteien einander überlassenen Unterlagen dürfen ohne Zustimmung 

des Vertragspartners weder veröffentlicht, vervielfältigt noch für einen anderen als den 
vereinbarten Zweck genutzt werden. Sie sind, soweit nichts anderes vereinbart ist, auf 
Verlangen zurückzugeben. 

 
 

§ 4 
Ausführung der Leistung 

 
1. (1) Der Auftragnehmer hat die Leistung unter eigener Verantwortung nach dem Vertrag 

auszuführen. Dabei hat er die Handelsbräuche, die anerkannten Regeln der Technik sowie 
die gesetzlichen Vorschriften und behördlichen Bestimmungen zu beachten. 

 
(2) Der Auftragnehmer ist für die Erfüllung der gesetzlichen, behördlichen und berufsge-
nossenschaftlichen Verpflichtungen gegenüber seinen Arbeitnehmern allein verantwort-
lich. Es ist ausschließlich seine Aufgabe, die Vereinbarungen und Maßnahmen zu treffen, 
die sein Verhältnis zu seinen Arbeitnehmern regeln.  

 
2. (1) Ist mit dem Auftraggeber vereinbart, dass er sich von der vertragsgemäßen Ausfüh-

rung der Leistung unterrichten kann, so ist ihm innerhalb der Geschäfts- oder Betriebs-
stunden zu den Arbeitsplätzen, Werkstätten und Lagerräumen, in denen die Gegenstände 
der Leistung oder Teile von ihr hergestellt oder die hierfür bestimmten Stoffe gelagert 
werden, Zutritt zu gewähren. Auf Wunsch sind ihm die zur Unterrichtung erforderlichen 
Unterlagen zur Einsicht vorzulegen und die entsprechenden Auskünfte zu erteilen.  

 
(2) Dabei hat der Auftraggeber keinen Anspruch auf Preisgabe von Fabrikations- oder Ge-
schäftsgeheimnissen des Auftragnehmers. 
 
(3) Alle bei der Besichtigung oder aus den Unterlagen und der sonstigen Unterrichtung 
erworbenen Kenntnisse von Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnissen sind vertraulich zu 
behandeln. Bei Missbrauch haftet der Auftraggeber. 
 

3. Für die Qualität der Zulieferungen des Auftraggebers sowie für die von ihm vereinbarten 
Leistungen anderer haftet der Auftraggeber, soweit nichts anderes vereinbart ist. Der Auf-
tragnehmer hat die Pflicht, dem Auftraggeber die bei Anwendung der verkehrsüblichen 
Sorgfalt erkennbaren Mängel der Zulieferungen des Auftraggebers und der vom Auftrag-
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geber vereinbarten Leistungen anderer unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Unterlässt er 
dies, so übernimmt er damit die Haftung. 

 
4. Der Auftragnehmer darf die Ausführung der Leistung oder wesentlicher Teile davon nur 

mit vorheriger Zustimmung des Auftraggebers an andere übertragen. Die Zustimmung ist 
nicht erforderlich bei unwesentlichen Teilleistungen oder solchen Teilleistungen, auf die 
der Betrieb des Auftragnehmers nicht eingerichtet ist. Diese Bestimmung darf nicht zum 
Nachteil des Handels ausgelegt werden.  

 

§ 5 
Behinderung und Unterbrechung der Leistung 

 
1. Glaubt sich der Auftragnehmer in der ordnungsgemäßen Ausführung der Leistung behin-

dert, so hat er dies dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige 
kann unterbleiben, wenn die Tatsachen und deren hindernde Wirkung offenkundig sind. 

 
2. (1) Die Ausführungsfristen sind angemessen zu verlängern, wenn die Behinderung im 

Betrieb des Auftragnehmers durch höhere Gewalt, andere vom Auftragnehmer nicht zu 
vertretende Umstände, Streik oder durch rechtlich zulässige Aussperrung verursacht wor-
den ist. Gleiches gilt für solche Behinderungen von Unterauftragnehmern und Zulieferern, 
soweit und solange der Auftragnehmer tatsächlich oder rechtlich gehindert ist, Ersatzbe-
schaffungen vorzunehmen. 

 
(2) Falls nichts anderes vereinbart ist, sind die Parteien, wenn eine nach Absatz 1 vom 
Auftragnehmer nicht zu vertretende Behinderung länger als drei Monate seit Zugang der 
Mitteilung gemäß Nr. 1 Satz 1 oder Eintritt des offenkundigen Ereignisses gemäß Nr. 1 
Satz 2 dauert berechtigt, binnen 30 Tagen nach Ablauf dieser Zeit durch schriftliche Er-
klärung den Vertrag mit sofortiger Wirkung zu kündigen oder ganz oder teilweise von ihm 
zurückzutreten. 
 

3. Sobald die hindernden Umstände wegfallen, hat der Auftragnehmer unter schriftlicher 
Mitteilung an den Auftraggeber die Ausführung der Leistung unverzüglich wieder aufzu-
nehmen. 

 

§ 6 
Art der Anlieferung und Versand 

 
Der Auftragnehmer hat, soweit der Auftraggeber die Versandkosten gesondert trägt, unter 
Beachtung der Versandbedingungen des Auftraggebers dessen Interesse sorgfältig zu wah-
ren. Dies bezieht sich insbesondere auf die Wahl des Beförderungsweges, die Wahl und die 
Ausnutzung des Beförderungsmittels sowie auf die tariflich günstigste Warenbezeichnung. 
 

§ 7 
Pflichtverletzungen des Auftragnehmers 

 
1. Im Fall  von Pflichtverletzungen des Auftragnehmers finden vorbehaltlich der Regelungen 

des § 14 VOL/B die gesetzlichen Vorschriften nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
Anwendung. 
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2. (1) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber im Fall leicht fahrlässig verursachter Schä-

den aufgrund von Pflichtverletzungen den entgangenen Gewinn des Auftraggebers nicht 
zu ersetzen. Die Pflicht zum Ersatz dieser Schäden ist ebenfalls ausgeschlossen, wenn der 
Verzug durch Unterauftragnehmer verursacht worden ist, die der Auftraggeber dem Auf-
tragnehmer vorgeschrieben hat. 
 
(2) Darüber hinaus kann die Schadensersatzpflicht im Einzelfall weiter begrenzt werden. 
Dabei sollen branchenübliche Lieferbedingungen z. B. dann berücksichtigt werden, wenn 
die Haftung summenmäßig oder auf die Erstattung von Mehraufwendungen für Ersatzbe-
schaffungen beschränkt werden soll. 
 
(3) Macht der Auftraggeber  Schadensersatz statt der ganzen Leistung oder anstelle da-
von Aufwendungsersatz geltend, so ist der Auftragnehmer verpflichtet, die ihm überlas-
senen Unterlagen (Zeichnungen, Berechnungen usw.) unverzüglich zurückzugeben. Der 
Auftraggeber hat dem Auftragnehmer unverzüglich eine Aufstellung über die Art seiner 
Ansprüche mitzuteilen. Die Mehrkosten für die Ausführung der  Leistung durch einen Drit-
ten hat der Auftraggeber dem Auftragnehmer innerhalb von 3 Monaten nach Abrechnung 
mit dem Dritten mitzuteilen. Die Höhe der übrigen Ansprüche hat der Auftraggeber dem 
Auftragnehmer unverzüglich anzugeben. 

 
(4)  Macht der Auftraggeber bei bereits teilweise erbrachter Leistung Ansprüche auf 
Schadensersatz statt der Leistung oder anstelle davon Aufwendungsersatz nur wegen des 
noch ausstehenden Teils der Leistung geltend, so hat der Auftragnehmer dem Auftragge-
ber unverzüglich eine prüfbare Rechnung über den bereits bewirkten Teil der Leistung zu 
übermitteln. Im Übrigen findet Absatz 3 Anwendung. 

 
3. Übt der Auftraggeber ein Rücktrittsrecht aus, finden Nr. 2 Absatz 3 Sätze 1 und 4 ent-

sprechende Anwendung; bei teilweisem Rücktritt gilt zusätzlich Nr. 2 Absatz 4 Satz 1 ent-
sprechend. 

 
4. (1)  Gerät der Auftragnehmer in Verzug, setzt der Auftraggeber dem Auftragnehmer vor 

Ausübung des Rücktrittsrechtes eine angemessene Frist zur Leistung oder Nacherfüllung. 
 
 (2)  Der Auftraggeber ist verpflichtet, auf Verlangen des Auftragnehmers zu erklären, ob 

er wegen der Verzögerung der Leistung vom Vertrag zurücktritt oder auf der Leistung be-
steht. Diese Anfrage ist vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 zu stellen. Bis zum Zugang der 
Antwort beim Auftragnehmer bleibt dieser zur Leistung berechtigt.  

 
 

§ 8 
Lösung des Vertrags durch den Auftraggeber 

 
1. Der Auftraggeber kann vom Vertrag zurücktreten oder den Vertrag mit sofortiger Wirkung 

kündigen, wenn über das Vermögen des Auftragnehmers das Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser 
Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist oder die ordnungsgemäße Abwicklung des 
Vertrags dadurch in Frage gestellt ist, dass er seine Zahlungen nicht nur vorübergehend 
einstellt. 

 
2. Der Auftraggeber kann auch vom Vertrag zurücktreten oder den Vertrag mit sofortiger 

Wirkung kündigen, wenn sich der Auftragnehmer in bezug auf die Vergabe an einer unzu-

  



 - 59 - 

lässigen Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen beteiligt hat. 

 
3. Im Falle der Kündigung ist die bisherige Leistung, soweit der Auftraggeber für sie Ver-

wendung hat, nach den Vertragspreisen oder nach dem Verhältnis des geleisteten Teils zu 
der gesamten vertraglichen Leistung auf der Grundlage der Vertragspreise abzurechnen; 
die nicht verwendbare Leistung wird dem Auftragnehmer auf dessen Kosten zurückge-
währt. 

 
4. Die sonstigen gesetzlichen Rechte und Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 
 

§ 9 
Verzug des Auftraggebers, 

Lösung des Vertrags durch den Auftragnehmer 
 
1. Im Fall des Verzugs des Auftraggebers als Schuldner und als Gläubiger finden die gesetz-

lichen Vorschriften nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen Anwendung. 
 
2. (1) Unterlässt der Auftraggeber ohne Verschulden eine ihm nach dem Vertrag obliegende 

Mitwirkung und setzt er dadurch den Auftragnehmer außerstande, die Leistung vertrags-
gemäß zu erbringen, so kann der Auftragnehmer dem Auftraggeber zur Erfüllung dieser 
Mitwirkungspflicht eine angemessene Frist setzen mit der Erklärung, dass er sich vorbe-
halte, den Vertrag mit sofortiger Wirkung zu kündigen, wenn die Mitwirkungspflicht nicht 
bis zum Ablauf der Frist erfüllt werde. 

 
(2) Im Fall der Kündigung sind bis dahin bewirkte Leistungen nach den Vertragspreisen 
abzurechnen. Im Übrigen hat der Auftragnehmer Anspruch auf eine angemessene Ent-
schädigung, deren Höhe in entsprechender Anwendung von § 642 Abs. 2 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches zu bestimmen ist. 
 

3. Ansprüche des Auftragnehmers wegen schuldhafter Verletzung von Mitwirkungspflichten 
durch den Auftraggeber bleiben unberührt. 

 

§ 10 
Obhutspflichten 

 
Der Auftragnehmer hat bis zum Gefahrübergang die von ihm ausgeführten Leistungen und 
die für die Ausführung übergebenen Gegenstände vor Beschädigungen oder Verlust zu 
schützen. 
 

§ 11 
Vertragsstrafe 

 
1. Wenn Vertragsstrafen vereinbart sind, gelten die §§ 339 bis 345 des Bürgerlichen Ge-

setzbuches. Eine angemessene Obergrenze ist festzulegen. 
 
2. Ist die Vertragsstrafe für die Überschreitung von Ausführungsfristen vereinbart, darf sie 

für jede vollendete Woche höchstens 1/2 vom Hundert des Wertes desjenigen Teils der 
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Leistung betragen, der nicht genutzt werden kann. Diese beträgt maximal 8 % . Ist die 
Vertragsstrafe nach Tagen bemessen, so zählen nur Werktage; ist sie nach Wochen be-
messen, so wird jeder Werktag einer angefangenen Woche als 1/6 Woche gerechnet.  
 
Der Auftraggeber kann Ansprüche aus verwirkter Vertragsstrafe bis zur Schlusszahlung 
geltend machen. 

 

§ 12 
Güteprüfung 

 
1. Güteprüfung ist die Prüfung der Leistung auf Erfüllung der vertraglich vereinbarten tech-

nischen und damit verbundenen organisatorischen Anforderungen durch den Auftraggeber 
oder seinen gemäß Vertrag benannten Beauftragten. Die Abnahme bleibt davon unbe-
rührt. 

 
2. Ist im Vertrag eine Vereinbarung über die Güteprüfung getroffen, die Bestimmungen über 

Art, Umfang und Ort der Durchführung enthalten muss, so gelten ergänzend hierzu, falls 
nichts anderes vereinbart worden ist, die folgenden Bestimmungen: 

 
a) Auch Teilleistungen können auf Verlangen des Auftraggebers oder Auftragnehmers ge-

prüft werden, insbesondere in den Fällen, in denen die Prüfung durch die weitere Aus-
führung wesentlich erschwert oder unmöglich würde. 

 
b) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber oder dessen Beauftragten den Zeitpunkt der 

Bereitstellung der Leistung oder Teilleistungen für die vereinbarten Prüfungen rechtzei-
tig schriftlich anzuzeigen. Die Parteien legen dann unverzüglich eine Frist fest, inner-
halb derer die Prüfungen durchzuführen sind. Verstreicht diese Frist aus Gründen, die 
der Auftraggeber zu vertreten hat ungenutzt, kann der Auftragnehmer dem Auftragge-
ber eine angemessene Nachfrist setzen mit der Forderung, entweder innerhalb der 
Nachfrist die Prüfungen durchzuführen oder zu erklären, ob der Auftraggeber auf die 
Güteprüfung verzichtet. Führt der Auftraggeber die Prüfungen nicht innerhalb der 
Nachfrist durch und verzichtet der Auftraggeber auf die Prüfungen nicht, so hat er nach 
dem Ende der Nachfrist Schadensersatz nach den Vorschriften über den Schuldnerver-
zug zu leisten. 

 
c) Der Auftragnehmer hat die zur Güteprüfung erforderlichen Arbeitskräfte, Räume, Ma-

schinen, Geräte, Prüf- und Messeinrichtungen sowie Betriebsstoffe zur Verfügung zu 
stellen. 

 
d) Besteht aufgrund der Güteprüfung Einvernehmen über die Zurückweisung der Leistung 

oder von Teilleistungen als nicht vertragsgemäß, so hat der Auftragnehmer diese durch 
vertragsgemäße zu ersetzen. 

 
e) Besteht kein Einvernehmen über die Zurückweisung der Leistung aufgrund von Mei-

nungsverschiedenheiten über das angewandte Prüfverfahren, so kann der Auftragneh-
mer eine weitere Prüfung durch eine mit dem Auftraggeber zu vereinbarende Prüfstelle 
verlangen, deren Entscheidung endgültig ist. Die hierbei entstehenden Kosten trägt der 
unterliegende Teil. 

 
f) Der Auftraggeber hat vor Auslieferung der Leistung einen Freigabevermerk zu erteilen. 

Dieser ist die Voraussetzung für die Auslieferung an den Auftraggeber. 
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g) Der Vertragspreis enthält die Kosten, die dem Auftragnehmer durch die vereinbarte 
Güteprüfung entstehen. Entsprechend der Güteprüfung unbrauchbar gewordene Stü-
cke werden auf die Leistung nicht angerechnet. 

 

§ 13 
Abnahme 

 
1. (1) Für den Übergang der Gefahr gelten, soweit nichts anderes vereinbart ist, die gesetz-

lichen Vorschriften. 
 
(2) Wenn der Versand oder die Übergabe der fertiggestellten Leistung auf Wunsch des 
Auftraggebers über den im Vertrag vorgesehenen Termin hinausgeschoben wird, so geht, 
sofern nicht ein anderer Zeitpunkt vereinbart ist, für den Zeitraum der Verschiebung die 
Gefahr auf den Auftraggeber über. 

 
2. (1) Abnahme ist die Erklärung des Auftraggebers, dass der Vertrag der Hauptsache nach 

erfüllt ist. Ist eine Abnahme gesetzlich vorgesehen oder vertraglich vereinbart, hat der 
Auftraggeber innerhalb der vorgesehenen Frist zu erklären, ob er die Leistung abnimmt. 

 
Liegt ein nicht wesentlicher Mangel vor, so kann der Auftraggeber die Abnahme nicht 
verweigern, wenn der Auftragnehmer seine Pflicht zur Beseitigung des Mangels ausdrück-
lich anerkennt. 
 
Bei Nichtabnahme gibt der Auftraggeber dem Auftragnehmer die Gründe bekannt und 
setzt, sofern insbesondere eine Nacherfüllung möglich und beiden Parteien zumutbar ist, 
eine Frist zur erneuten Vorstellung zur Abnahme, unbeschadet des Anspruchs des Auf-
traggebers aus der Nichteinhaltung des ursprünglichen Erfüllungszeitpunkts. 
 
(2) Mit der Abnahme entfällt die Haftung des Auftragnehmers für erkannte Mängel, soweit 
sich der Auftraggeber nicht die Geltendmachung von Rechten wegen eines bestimmten 
Mangels vorbehalten hat. 
 
(3) Hat der Auftraggeber die Leistung in Benutzung genommen, so gilt die Abnahme mit 
Beginn der Benutzung als erfolgt, soweit nichts anderes vereinbart ist. 
 
(4) Bei der Abnahme von Teilen der Leistung gelten die vorstehenden Absätze entspre-
chend. 
 

3. Der Auftraggeber kann dem Auftragnehmer eine angemessene Frist setzen um Sachen, 
die der Auftraggeber als nicht vertragsgemäß zurückgewiesen hat, fortzuschaffen. Nach 
Ablauf der Frist kann er diese Sachen unter möglichster Wahrung der Interessen des Auf-
tragnehmers auf dessen Kosten veräußern. 

 
 

§ 14 
Mängelansprüche und Verjährung 

 
 1. Ist ein Mangel auf ein Verlangen des Auftraggebers nach Änderung der Beschaffenheit der 

Leistung (§ 2 Nr. 1), auf die von ihm gelieferten oder vorgeschriebenen Stoffe oder von 

  



 - 62 - 

ihm geforderten Vorlieferungen eines anderen zurückzuführen, so ist der Auftragnehmer 
von Ansprüchen aufgrund dieser Mängel frei, wenn er die schriftliche Mitteilung nach § 2 
Nr. 2 oder § 4 Nr. 3 erstattet hat oder wenn die vom Auftraggeber gelieferten Stoffe mit 
Mängeln behaftet sind, die bei Anwendung verkehrsüblicher Sorgfalt nicht erkennbar wa-
ren. 

 
2. Für die Mängelansprüche gelten die gesetzlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben: 
 

a)  Weist die Leistung Mängel auf, so ist dem  Auftragnehmer zunächst Gelegenheit zur 
Nacherfüllung innerhalb angemessener Frist zu gewähren. Alle diejenigen Teile oder 
Leistungen sind nach Wahl des Auftragnehmers unentgeltlich nachzubessern, neu zu 
liefern oder neu zu erbringen, die innerhalb der Verjährungsfrist einen Sachmangel 
aufweisen, soweit dessen Ursache bereits im Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag. 

 
Nach Ablauf der Frist zur Nacherfüllung kann der Auftraggeber die Mängel auf Kosten 
des Auftragnehmers selbst beseitigen oder durch einen Dritten beseitigen lassen. 
 
Der Auftraggeber kann eine angemessene Frist auch mit dem Hinweis setzen, dass er 
die Beseitigung des Mangels nach erfolglosem Ablauf der Frist ablehne; in diesem Fall 
kann der Auftraggeber nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen 
 
1. die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten sowie  
 
2. Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangen. 

 
 
b) Ein Anspruch des Auftraggebers auf Schadensersatz bezieht sich auf den Schaden am 

Gegenstand des Vertrages selbst, es sei denn, 
 

aa) der entstandene Schaden ist durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Auf-
tragnehmers selbst, seiner gesetzlichen Vertreter oder seiner Erfüllungsgehilfen 
(§ 278 des Bürgerlichen Gesetzbuches) verursacht, 

 
bb) der Schaden ist durch die Nichterfüllung einer Garantie für die Beschaffenheit der 

Leistung verursacht oder 
 
cc) der Schaden resultiert aus einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 

Gesundheit. 
 
Soweit der Auftragnehmer nicht nach aa) – cc) haftet, ist der Anspruch auf Ersatz ver-
geblicher Aufwendungen begrenzt auf den Wert der vom Mangel betroffenen Leistung. 
 
Die Schadens- und Aufwendungsersatzpflicht gemäß aa) entfällt, wenn der Auftrag-
nehmer nachweist, dass Sabotage vorliegt, oder wenn der Auftraggeber die Erfüllungs-
gehilfen gestellt hat oder wenn der Auftragnehmer auf die Auswahl der Erfüllungsgehil-
fen einen entscheidenden Einfluss nicht ausüben konnte. 
 
 

c) Der Auftraggeber kann dem Auftragnehmer eine angemessene Frist setzen, mangel-
hafte Sachen fortzuschaffen. Nach Ablauf der Frist kann er diese Sachen unter mög-
lichster Wahrung der Interessen des Auftragnehmers auf dessen Kosten veräußern. 
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d) Für vom Auftraggeber unsachgemäß und ohne Zustimmung des Auftragnehmers vor-
genommene Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten und deren Folgen haftet der 
Auftragnehmer nicht. 
 

3. Soweit nichts anderes vereinbart ist, gelten für die Verjährung der Mängelansprüche  
die gesetzlichen Fristen des Bürgerlichen Gesetzbuches. Andere Regelungen sollen vor-
gesehen werden, wenn dies wegen der Eigenart der Leistung erforderlich ist; hierbei 
können die in dem jeweiligen Wirtschaftszweig üblichen Regelungen in Betracht gezogen 
werden. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer  Mängel unverzüglich schriftlich anzu-
zeigen. 

 
 

§ 15 
Rechnung 

 
1. (1) Der Auftragnehmer hat seine Leistung nachprüfbar abzurechnen. Er hat dazu Rech-

nungen übersichtlich aufzustellen und dabei die im Vertrag vereinbarte Reihenfolge der 
Posten einzuhalten, die in den Vertragsbestandteilen enthaltenen Bezeichnungen zu ver-
wenden sowie gegebenenfalls sonstige im Vertrag festgelegte Anforderungen an Rech-
nungsvordrucke zu erfüllen und Art und Umfang der Leistung durch Belege in allgemein 
üblicher Form nachzuweisen. Rechnungsbeträge, die für Änderungen und Ergänzungen zu 
zahlen sind, sollen unter Hinweis auf die getroffenen Vereinbarungen von den übrigen ge-
trennt aufgeführt oder besonders kenntlich gemacht werden. 

 
(2) Wenn vom Auftragnehmer nicht anders bezeichnet, gilt diese Rechnung als Schluss-
rechnung. 
 

2.  Wird eine prüfbare Rechnung gemäß Nr. 1 trotz Setzung einer angemessenen Frist nicht 
eingereicht, so kann der Auftraggeber die Rechnung auf Kosten des Auftragnehmers für 
diesen aufstellen, wenn er dies angekündigt hat. 

 
 

§ 16 
Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen 

 
1. Leistungen werden zu Stundenverrechnungssätzen nur bezahlt, wenn dies im Vertrag 

vorgesehen ist oder wenn sie vor Beginn der Ausführung vom Auftraggeber in Auftrag 
gegeben worden sind. 

 
2. Dem Auftraggeber sind Beginn und Beendigung von derartigen Arbeiten anzuzeigen. So-

weit nichts anderes vereinbart ist, sind über die Arbeiten nach Stundenverrechnungssät-
zen wöchentlich Listen einzureichen, in denen die geleisteten Arbeitsstunden und die etwa 
besonders zu vergütenden Roh- und Werkstoffe, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie beson-
ders vereinbarte Vergütungen für die Bereitstellung von Gerüsten, Werkzeugen, Geräten, 
Maschinen und dergleichen aufzuführen sind. 

 
3.  Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind Listen wöchentlich, erstmalig 12 Werktage nach 

Beginn, einzureichen. 
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§ 17 
Zahlung 

 
1. Die Zahlung des Rechnungsbetrages erfolgt nach Erfüllung der Leistung. Sie kann früher 

gemäß den vereinbarten Zahlungsbedingungen erfolgen. Fehlen solche Vereinbarungen, 
so hat die Zahlung des Rechnungsbetrages binnen 30 Tagen nach Eingang der prüfbaren 
Rechnung zu erfolgen. Die Zahlung geschieht in der Regel bargeldlos. Maßgebend für die 
Rechtzeitigkeit ist der Zugang des Überweisungsauftrages beim Zahlungsinstitut des Auf-
traggebers. 

 
2. Sofern Abschlagszahlungen vereinbart sind, sind sie in angemessenen Fristen auf Antrag 

entsprechend dem Wert der erbrachten Leistungen in vertretbarer Höhe zu leisten. Die 
Leistungen sind durch nachprüfbare Aufstellungen nachzuweisen. Abschlagszahlungen 
gelten nicht als Abnahme von Teilen der Leistung. 

 
3. Bleiben bei der Schlussrechnung Meinungsverschiedenheiten, so ist dem Auftragnehmer 

gleichwohl der ihm unbestritten zustehende Betrag auszuzahlen. 
 
4. Die vorbehaltlose Annahme der als solche gekennzeichneten Schlusszahlung schließt 

Nachforderungen aus. Ein Vorbehalt ist innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der 
Schlusszahlung zu erklären. 

 
Ein Vorbehalt wird hinfällig, wenn nicht innerhalb eines weiteren Monats eine prüfbare 
Rechnung über die vorbehaltenen Forderungen eingereicht oder, wenn dies nicht möglich 
ist, der Vorbehalt eingehend begründet wird. 

 
5.  Werden nach Annahme der Schlusszahlung Fehler in den Unterlagen der Abrechnung 

festgestellt, so ist die Schlussrechnung zu berichtigen. Solche Fehler sind Fehler in der 
Leistungsermittlung und in der Anwendung der allgemeinen Rechenregeln, Komma- und 
Übertragungs- einschließlich Seitenübertragungsfehler. Auftraggeber und Auftragnehmer 
sind verpflichtet, die sich daraus ergebenden Beträge zu erstatten. 

 

§ 18 
Sicherheitsleistung 

 
1. (1) Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind Sicherheitsleistungen unter den Vorausset-

zungen des § 14 VOL/A erst ab einem Auftragswert von 50.000,-- Euro zulässig. Wenn 
eine Sicherheitsleistung vereinbart ist, gelten die §§ 232-240 des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches, soweit sich aus den nachstehenden Bestimmungen nichts anderes ergibt. 

 
(2) Die Sicherheit dient dazu, die vertragsgemäße Ausführung der Leistung und die 
Durchsetzung von Mängelansprüchen sicherzustellen. 
 

2. (1) Wenn im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, kann Sicherheit durch Hinterlegung 
von Geld oder durch Bürgschaft eines in der Europäischen Union oder in einem Staat, der 
Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder Mitglied des 
WTO-Dienstleistungsübereinkommens (GATS) ist, zugelassenen Kreditinstituts oder Kre-
ditversicherers geleistet werden. Sofern der Auftraggeber im Einzelfall begründete Beden-
ken gegen die Tauglichkeit des Bürgen hat, hat der Auftragnehmer die Tauglichkeit nach-
zuweisen. 
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(2) Der Auftragnehmer hat die Wahl unter den verschiedenen Arten der Sicherheit; er 
kann eine Sicherheit durch eine andere ersetzen. 
 

3. Bei Bürgschaft durch andere als zugelassene Kreditinstitute oder Kreditversicherer ist 
Voraussetzung, dass der Auftraggeber den Bürgen als tauglich anerkannt hat. 

 
4. (1) Die Bürgschaftserklärung ist schriftlich mit der ausdrücklichen Bestimmung, dass die 

Bürgschaft deutschem Recht unterliegt, unter Verzicht auf die Einreden der Aufrechen-
barkeit, der Anfechtbarkeit und der Vorausklage abzugeben (§§ 770, 771 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches); sie darf nicht auf bestimmte Zeit begrenzt und muss nach Vor-
schrift des Auftraggebers ausgestellt sein. Die Bürgschaft muss unter den Voraussetzun-
gen von § 38 der Zivilprozessordnung die ausdrückliche Vereinbarung eines vom Auf-
traggeber gewählten inländischen Gerichtsstands für alle Streitigkeiten über die Gültig-
keit der Bürgschaftsvereinbarung sowie aus der Vereinbarung selbst enthalten. 

 
(2) Der Auftraggeber kann als Sicherheit keine Bürgschaft fordern, die den Bürgen zur 
Zahlung auf erstes Anfordern verpflichtet. 

 
5. Wird Sicherheit durch Hinterlegung von Geld geleistet, so hat der Auftragnehmer den Be-

trag bei einem zu vereinbarenden Geldinstitut auf ein Sperrkonto einzuzahlen, über das 
beide Parteien nur gemeinsam verfügen können. Etwaige Zinsen stehen dem Auftrag-
nehmer zu. 

 
6. Der Auftragnehmer hat die Sicherheit binnen 18 Werktagen nach Vertragsschluss zu leis-

ten, wenn nichts anderes vereinbart ist. 
 
7. Der Auftraggeber hat eine Sicherheit entsprechend dem völligen oder teilweisen Wegfall 

des Sicherungszwecks unverzüglich zurückzugeben. 
 

§ 19 
Streitigkeiten 

 
1. Bei Meinungsverschiedenheiten sollen Auftraggeber und Auftragnehmer zunächst versu-

chen, möglichst binnen zweier Monate eine gütliche Einigung herbeizuführen. 
 
2. Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandsvereinbarung nach § 38 der Zivilpro-

zessordnung vor, richtet sich der Gerichtsstand für alle Streitigkeiten über die Gültigkeit 
des Vertrages und aus dem Vertragsverhältnis ausschließlich nach dem Sitz der für die 
Prozessvertretung des Auftraggebers zuständigen Stelle, soweit nichts anderes vereinbart 
ist. Die auftraggebende Stelle ist auf Verlangen verpflichtet, die den Auftraggeber im Pro-
zess vertretende Stelle mitzuteilen. 

 
3. Streitfälle berechtigen den Auftragnehmer nicht, die übertragenen Leistungen einzustel-

len, wenn der Auftraggeber erklärt, dass aus Gründen besonderen öffentlichen Interesses 
eine Fortführung der Leistung geboten ist. 
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